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Über die Gewalt
Der reissende Strom wird gewalttätig
genannt
Aber das Flussbett, das ihn einengt
Nennt keiner gewalttätig.

Der Sturm, der die Birken biegt
Gilt für gewalttätig.
Aber wie ist es mit dem Sturm
Der die Rücken der Strassenarbeiter
biegt?

Bertolt Brecht, Buch der Wendungen

Solidarität mit Armutsbetroffenen
In dieser Zeitung der IG Sozialhilfe lesen Sie, wie die Sozialhilfe in der selbst
gebastelten „Anreiz“-Falle steckt. Kurt Wyss beschreibt es treffend: „Die Sozial-
verantwortlichen benehmen sich wie Zauberlehrlinge, die den Zauberspruch vom
„Anreizsystem“ aufgesagt haben und jetzt mit den systemimmanenten Folgen, näm-
lich, dass alle SozialhilfebezügerInnen beständig des „Missbrauchs“ geradezu be-
zichtigt werden müssen, nicht fertig werden. Sie versuchen krampfhaft, das „An-
reizsystem“ zu verbessern und nochmals zu verbessern, nicht merkend, dass das
Problem in diesem selber liegt, in dem in immer neuer Form wiederholten Zauber-
spruch“ (Seiten 3/4).
Kennen Sie die neuen Bestimmungen im Asylgesetz? „Es gibt viele erschwerende
Einzelheiten: Beim ersten Negativentscheid kann zum Beispiel bereits Kontakt zu
heimatlichen Behörden aufgenommen werden zur Vorbereitung der Ausschaffung.
Die Zwangsmassnahmen wurden verdoppelt, auf bis zu 24 Monate! Für Minder-
jährige ab 15 Jahren sind es zwölf Monate. Neu ist die Durchsetzungshaft, eine
eigentliche Beugehaft, um die Leute zu zwingen, ihre Identität zu klären“, sagt
Afra Weidmann, Gründungsmitglied von augenauf, im Gespräch mit Branka Gold-
stein (Seite 6).
Das bedingungslose Grundeinkommen: Segen oder Fluch? Was denken Sie dar-
über? Die IG Sozialhilfe veröffentlicht zum ersten Mal ihr Positionspapier zu die-
sem heiss diskutierten Thema (Seiten 8/9).
Lesen Sie in weiteren Artikeln, warum Recht und Schutz für vom Frauenhandel
Betroffene in der Schweiz dringend nötig ist (Seite 7), wie sich Sozialhilfebezüger-
Innen in Basel und Bern gegen die Stigmatisierung und amtliche Willkür selber
organisieren (Seite 12) und weshalb die neue Politik von Workfare im Dienste des
globalisierten Kapitalismus von allen Parteien befürwortet wird (Seite 13).
Seit über dreizehn Jahren leistet die IG Sozialhilfe politische Solidaritätsarbeit für
und mit Armutsbetroffenen: Der gemeinnützige Verein verteidigt die Rechte der
Armutsbetroffenen, verbessert deren Lebensqualität und deckt die Ursachen, Fol-
gen und Wirkungen der gesellschaftlichen Zweiteilung in Arm und Reich – der
Sozialpartheid – auf. Lesen Sie auf den Seiten 14/15, was konkrete Solidaritätsar-
beit heisst.
Besuchen Sie auch unsere Homepage: www.ig-sozialhilfe.ch.
Allen Berichten in dieser Zeitung ist gemeinsam, dass sie Armut, ob Einzelschick-
sal oder Ergebnis repressiver Sozialstrukturen, ins Zentrum rücken, um so elemen-
tare Menschenrechtsverletzungen zu ächten, die Armutsbetroffene tagtäglich erlei-
den. Es gibt nur eins: Solidarität mit Armutsbetroffenen! IG Sozialhilfe
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Sozialverantwortliche als Zauberlehrlinge oder:
Die Sozialhilfe in der selbst gebastelten „Anreiz“-Falle
Die Sozialhilfe ist ein verfassungs-
rechtlich garantiertes, den Armutsbe-
troffenen ohne Wenn und Aber zu ge-
währleistendes Recht auf Existenzsi-
cherung. Dabei darf die Frage keine
Rolle spielen, ob und in welcher Wei-
se die Armutsbetroffenen gewillt sind,
ihre Existenz unabhängig von der
Sozialhilfe zu sichern.

Es geht allein darum, ob den betroffe-
nen Menschen die Existenzsicherung
faktisch gelingt oder nicht. Wenn es ih-
nen nicht gelingt und sie an die Sozial-
hilfe herantreten, dann ist ihnen die so-
ziale Existenz unbedingt zu sichern. Es
handelt sich um ein Menschenrecht.
Sätze, wie sie hier an den Anfang ge-
stellt sind, werden von Seiten der für die
schweizerische Sozialhilfe Verantwort-
lichen – erschreckenderweise – über-
haupt nicht mehr formuliert. Gerade in
heutiger Zeit, wo die Sozialhilfe unter
permanentem Druck von SVP und
„Weltwoche“ steht, wären sie nötiger
denn je. Dafür, dass die Sozialhilfever-
antwortlichen zu solchen Sätzen nicht
mehr fähig sind, ist allerdings nicht die
SVP verantwortlich, sondern es hat sei-
ne eigenen, von den zuständigen Sozi-
alverantwortlichen selber fabrizierten
Gründe.

Skandalöse Bundesgerichtsurteile

Im Jahr 2005 hat die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) die
Richtlinien für die Ausgestaltung und
Bemessung der Sozialhilfe einer grund-
legenden Reform unterzogen. Die Re-
form erfolgte unter dem Motto „Arbeit
soll sich lohnen“, und es ging in der
Reform zentral um die Einführung ei-
nes so genannten „Anreizsystems“. Be-
reits in den Jahren zuvor hatten verschie-
dene Städte wie Zürich oder Basel ein
solches „Anreizsystem“ im Rahmen von
Pilotprojekten eingeführt und bedräng-
ten dann die SKOS, die Richtlinien im
entsprechenden Sinn zu revidieren. Par-
allel dazu kam es zu verschiedenen, als
skandalös zu bezeichnenden Bundesge-
richtsurteilen, in denen – zynischerwei-
se unter Bezugnahme auf den die Exi-
stenzsicherung verfassungsrechtlich ab-
sichernden Art. 12 der Bundesverfas-

sung (siehe Kasten) – festgehalten wur-
de, dass denjenigen Armutsbetroffenen,
die sich weigern, an Integrationspro-
grammen der Sozialhilfe teilzunehmen,
die Sozialhilfeleistungen gänzlich ver-
weigert respektive gestrichen werden
können.
Das Bundesgericht argumentiert, dass
die Betroffenen durch Teilnahme an
Beschäftigungsprogrammen in die Lage
versetzt würden, „für sich zu sorgen“
(Art. 12 BV), und deshalb die An-
spruchsvoraussetzungen von Art. 12
(„nicht in der Lage (sein), für sich zu
sorgen“) nicht gegeben seien. Ganz ana-
log wird in den revidierten SKOS-Richt-
linien argumentiert: „In einem solchen
Fall (insbesondere, wo jemand die Teil-
nahme an einem Beschäftigungspro-
gramm verweigert, kw) wird das Subsi-
diaritätsprinzip verletzt, und damit ist
eine der beiden Voraussetzungen von
Art. 12 der Bundesverfassung nicht
mehr erfüllt.“ (SKOS-Richtlinien 2005:
Kap. A.8.5) Diese Argumentation ist
deshalb verkehrt, weil die Betroffenen
via die Beschäftigungsprogramme ja
genau nicht in die Lage versetzt werden,
für sich zu sorgen, sondern weiterhin
und sogar verstärkter noch in die Ab-
hängigkeit der Sozialhilfeinstanzen ge-
raten. Die von Bundesgericht und SKOS
vorgeschützte Subsidiarität liegt bei Be-
schäftigungsprogrammen der Sozialhil-
fe genau nicht vor.

Diejenigen Armutsbetroffenen, die sich
bis vor Bundesgericht dagegen wehrten,
beispielsweise in das stigmatisierende
„Taglohnprogramm“ der Stadt Schaff-
hausen gezwungen zu werden, setzten
sich auch genau gegen ein noch stärke-
res Abhängigwerden von der Sozialhil-
fe zur Wehr. Sie wollten weiterhin ein
möglichst unabhängiges Leben führen
und argumentierten, dass sie zu einem
solchen Leben ohne erzwungene Teil-
nahme an Beschäftigungsprogrammen

sehr viel besser in der Lage wären. Lei-
der fanden sie bis heute kein Gehör,
werden vielmehr – zynischerweise un-
ter dem Titel „für sich sorgen“ – noch
tiefer in die Abhängigkeit der Sozialhil-
feinstanzen und ihrer Programme ge-
zwungen.

Skandalöse Praxis in Luzern

Hinter dem Ganzen steckt das Problem,
dass „Anreizsystem“ und Sozialhilfe ei-
nen Grundwiderspruch bilden und zu-
sammen sinnvoll nicht etabliert werden
können. Wird in der Sozialhilfe – wie
es in der Schweiz seit 2005 der Fall ist –
ein „Anreizsystem“ verankert und die
Teilnahme daran den Betroffenen zur
Pflicht gemacht, bedeutet dies, dass in
die Sozialhilfe ein ihr fremdes Moment
eingeführt wird, nämlich das Moment
des Verschuldens. Wer in Not gerät und
sich gegenüber dem „Anreizsystem“ der
Sozialhilfe respektive dem Willkürsy-
stem der Sozialhilfeinstanzen „schuldig“
macht – und zwar unabhängig von der
Frage der Existenzsicherung –, hat ge-
mäss neuem System keinen Anspruch
auf Existenzsicherung mehr. Im jüngst
erschienenen Bericht der stadtzürcheri-
schen Geschäftsprüfungskommission zu
den von Seiten der „Weltwoche“ erho-
benen „Missbrauchs“-Vorwürfen wird
unter anderem die in Luzern gängige
Praxis beschrieben: „Personen, die sich
nicht an Vorgaben halten (beispielswei-
se Nicht-Teilnahme an Beschäftigungs-
programmen) werden – bis sie die Auf-
lagen erfüllen – auf Nothilfe gesetzt (10
Franken pro Tag in Form eines Essens-
gutscheines). Bisher wurde diese Praxis
von den Gerichten nicht in Frage ge-
stellt.“ (GPK-Bericht: 14)
Dabei – und dies ist der hervorzuheben-
de entscheidende Punkt – machen die
Betroffenen sich aus einem sehr vitalen
Motiv heraus „schuldig“, nämlich aus
dem Motiv heraus, genau nicht in die
stigmatisierenden Mühlen der stigmati-
sierenden Auflagen und Programme der
Sozialhilfeinstanzen hineingezogen,
genau nicht noch mehr ausgegrenzt zu
werden. Die von der Sozialhilfe aufok-
troyierten „Anreizsysteme“ haben per se
– und darin besteht deren Grundfehler
– kein Sensorium für die Motive der Be-

Art. 12 der Bundesverfassung: Recht
auf Hilfe in Notlagen Wer in Not
gerät und nicht in der Lage ist, für
sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hil-
fe und Betreuung und auf die Mittel,
die für ein menschenwürdiges Dasein
unerlässlich sind.
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troffenen. Bestünde dieses Sensorium,
dann würden sämtliche Beschäftigungs-
angebote innerhalb der Sozialhilfe –
wofür der hier Schreibende schon lange
plädiert (vgl. IG Zeitschrift Nr. 7) – frei-
willig, und zwar in jeder Hinsicht frei-
willig ausgestaltet. Solches verträgt sich
aber eben gerade nicht mit dem „Anreiz-
system“.

Kein Platz für soziale Existenzsiche-
rung

Der Volkswirtschaftler Gerfin hat den
Widerspruch zwischen Existenzsiche-
rung und „Anreizsystem“ in seinem da-
maligen Gutachten zuhanden der SKOS,
auf dessen Basis die Richtlinien-Revi-
sion dann vorgenommen wurde, in er-
staunlicher Offenheit auf den Punkt ge-
bracht: „Die Forderung nach einer an-
reizkompatiblen Sozialhilfe für Er-
werbsfähige hat die folgende(n)
Implikation(en) für eine Sozialhilfere-
form: die Sozialhilfe muss im Vergleich
zum Einkommen bei Vollerwerbstätig-
keit unattraktiv sein. (…) Streng genom-
men bedeutet (dies), dass die Sozialhil-
fe für nicht erwerbstätige aber als er-
werbsfähig eingestufte Sozialhilfeemp-
fänger auf ein Niveau reduziert werden
sollte, das mittelfristig nicht existenzsi-
chernd ist.“ (Gerfin 2004: 32) Die Ein-
führung des „Anreizsystems“ führt in
letzter Konsequenz – so Gerfin – zur
Abschaffung der existenzsichernden
Sozialhilfe; und zwar eben deshalb, weil
innerhalb einer „anreizkompatiblen So-
zialhilfe“ jede echte Existenzsicherung
sofort als „Fehlanreiz“ interpretiert wird
und in der Tendenz dann irgendwie „aus-
gemerzt“ sein will. Das gilt nicht min-
der für jene „Existenzsicherung“, die im
Rahmen von Beschäftigungsprogram-
men „gewährt“ wird. Auch im „erwei-
terten Arbeitsmarkt“ müsse der „Anreiz
auf eine Ablösung von der Sozialhilfe
bestehen bleiben“ (Sozialdepartement
der Stadt Zürich 2005: 48), was dann
bedeutet, dass man den Betroffenen auch
hier – zwecks „Anreiz“ – das Leben so
schwer wie möglich macht. Für soziale
Existenzsicherung ist auch hier kein
Platz mehr.

Zauberspruch „Anreizsystem“

SVP und „Weltwoche“ fordern im Grun-
de nichts weniger als die Abschaffung
der Sozialhilfe. In ihrer Optik könne jede

und jeder für sich selber sorgen, und
dementsprechend sei jede Sozialhilfe-
empfängerin und jeder Sozialhilfeemp-
fänger als eine den Staat „missbrauchen-
de“ Person zu taxieren. Diese unmensch-
liche Optik ist nun aber – wie eben ge-
zeigt – bereits schon praktisch umgesetzt
mit der besagten Einführung des „An-
reizsystems“. Dieses allein führt in letz-
ter Konsequenz zur Abschaffung jegli-
cher echter Existenzsicherung. Damit ist
die Sozialhilfe nicht erst durch die
„Missbrauchs“-Vorwürfe der SVP in
Bedrängnis geraten, sondern bereits
durch die selbst gebastelte „Anreiz“-
Falle, welche für sich den „Miss-
brauchs“-Vorwurf als Prinzip statuiert.
Damit allein haben sich die Sozialver-
antwortlichen auf die schiefe Bahn der
„Missbrauchs“-DebattiererInnen bege-
ben und werden auf dieser Bahn jetzt
nicht nur regelrecht vorgeführt, sondern
– und da haben SVP und „Weltwoche“
wirklich leichtes Spiel – „lediglich“ zu
„konsequentem“ Handeln aufgefordert.
Die Sozialverantwortlichen benehmen
sich wie Zauberlehrlinge, die den Zau-
berspruch vom „Anreizsystem“ aufge-
sagt haben und jetzt mit den systemim-
manenten Folgen, nämlich, dass alle So-
zialhilfebezügerInnen beständig des
„Missbrauchs“ geradezu bezichtigt wer-
den müssen, nicht fertig werden. Sie ver-
suchen krampfhaft, das „Anreizsystem“
zu verbessern und nochmals zu verbes-
sern, nicht merkend, dass das Problem
in diesem selber liegt, in dem in immer
neuer Form wiederholten Zauberspruch.
Menschen aber sind in Gottes Namen
keine Pawlow'schen Hunde, und auch
die Bezügerinnen und Bezüger von So-
zialhilfeleistungen nicht.

Grundrecht Sozialhilfe

Die Sozialverantwortlichen waren –
nicht zuletzt durch die Verlautbarungen
der IG Sozialhilfe, u.a. in dieser Zeit-
schrift (vgl. insbesondere Heft Nr. 10) –
von allem Anfang an gewarnt. Heute
gibt es nur eine Lösung: Das „Anreiz-
system“ schnellstens wieder abschaffen,
und die Sozialhilfe wieder als ein – we-
nigstens vom Prinzip her – allen Armuts-
betroffenen gleichermassen zustehendes
Grundrecht etablieren. Auch und gera-
de SVP und „Weltwoche“, die ja feige
nichts anderes können, als nur auf die
strukturell Schwächsten losgehen, wür-
de das rasch zum Verstummen bringen.

Man darf den Rechten nie auch nur ei-
nen Schritt entgegen gehen: Wer die
Menschenrechte auch nur ein Zoll breit
zur Disposition stellt, dem werden sie
sofort ganz aus der Hand geschlagen.

Kurt Wyss

Zitierte Literatur:
Bericht der Geschäftsprüfungskommission

(GPK): „Sozialhilfe: Bericht der GPK über
die Prozesse und das Qualitätssicherungs-
system sowie allfällige Missbräuche.“ Stadt
Zürich, Gemeinderat, 17. Dezember 2007.

Gerfin, Michael: Schlussbericht Evaluation
der Richtlinien der SKOS. Zuhanden der
Schweizerischen Konferenz für Sozialhil-
fe (SKOS), 3. Juni 2004.

Sozialdepartement der Stadt Zürich (Hrsg.):
Neue Perspektiven in der Arbeitsintegrati-
on. Plädoyer für eine andere Rentabilitäts-
rechnung. Mit Beiträgen von Monika Stok-
ker, Reto Gugg, Lynn Blattmann. Edition
Sozialpolitik Nr. 11, 2005.

Alles Schall und Rauch
Die massiven Vorwürfe gegen die
Praxis der Sozialhilfe in der Stadt
Zürich – erhoben von zwei ehemali-
gen Controllerinnen – lösten sich in
Schall und Rauch auf. Selbst Peter
Arbenz, der die verheerende rechts-
gerichtete Asylpolitik Ende der acht-
ziger Jahre zu verantworten hat und
nun die vom Stadtrat angeordnete
Untersuchung leitete, kommt zum
Schluss: „Aus einem Elefanten ist ein
Mäuschen geworden.“ Die vor allem
für die SozialhilfebezügerInnen äus-
serst schädigenden Vorwürfe
schrumpften in der Nachprüfung auf
die kleine Fehlerquote von 2,6 Pro-
zent und einem Finanzschaden von
0,1 Prozent der Sozialhilfeausgaben
pro Jahr.
Ebenso wies der Geschäftsprüfungs-
bericht des Gemeinderates Zürich
nach, dass bei den neun angeblichen
Sozialhilfemissbrauchsfällen, welche
das SVP-Blatt Weltwoche publik
machte, nur gerade in einem Fall zu-
viel Geld ausbezahlt worden war.
Die Frage würde interessieren, ob der
Blocher-Fan Roger Köppel, seines
Zeichens Chefredaktor der Weltwo-
che, die beiden Controllerinnen für
seine demagogische Hetze gegen den
Sozialstaat instrumentalisiert hat: Es
könnte gut sein, dass alle drei auf der
geheimen Lohn- bzw. Spendenliste
des Milliardärs Blocher stehen.

Franz Schibli
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Sozialhilfe: Wer betreibt hier Missbrauch?
In den Medien ist nur von Sozialhil-
femissbräuchen die Rede: Sozialhilfe-
betrügerInnen fahren BMWs, arbei-
ten schwarz und verkaufen Drogen.
In Tat und Wahrheit zeigen aber alle
Abklärungen, dass Missbräuche nur
ganz selten vorkommen. Und viel
schlimmer sind all die Fälle, in denen
SozialhilfeempfängerInnen nicht ein-
mal die paar Franken erhalten, die
Ihnen zustehen. Auch die Sozialhilfe-
behörden betreiben Missbrauch.

Beispiel 1: Der Sohn einer Sozialhilfe-
empfängerin hat grosse Probleme in der
Schule. In einer Privatschule klappt es
endlich und er macht schnell Fortschrit-
te. Da die Sozialhilfe keine Privatschu-
len bezahlt, erklärt sich ein Onkel des
Jungen bereit, das Schulgeld von mo-
natlich 900 Franken zu übernehmen.
Damit müsste die Gemeinde keinen
Rappen an die Privatschule bezahlen.
Die Sozialhilfebehörde will aber selbst
dies verunmöglichen und der Mutter die
900 Franken vom Grundbedarf abzie-
hen, der für den Kauf von Essen und
Kleidern reserviert ist. Erst mit einer
Beschwerde ans Verwaltungsgericht
kann die Gemeinde dazu gezwungen
werden, zu akzeptieren, dass der Sohn
die Privatschule weiter besuchen kann.
Beispiel 2: Durch einen anonymen Hin-
weis vermutet die Sozialhilfebehörde,
dass eine Sozialhilfeempfängerin neben-
bei schwarz arbeitet. Ohne weitere Ab-
klärungen zu treffen, wird die Sozialhilfe
sofort eingestellt. Während des Rekurs-
verfahrens an den Bezirksrat erhält die
Frau keinen Rappen Sozialhilfe. Der
Bezirksrat entscheidet nach ein paar
Monaten zugunsten der Frau und zwingt
die Gemeinde, diese weiter zu unterstüt-
zen. Während des Rekursverfahrens
musste die Frau aber mehrere Monate
ohne jegliche Sozialhilfeunterstützung
leben.
Beispiel 3: Ein psychisch schwer kran-
ker Mann verliert seine Stelle. Die Ar-
beitslosenbehörde zahlt ihm kein Tag-
geld, weil er sich nicht um Stellen be-
müht und sich nicht beim RAV meldet.
Die Gemeinde unterstützt den Mann
zunächst mit Sozialhilfe, stellt die Un-
terstützung dann aber plötzlich ein mit
der Begründung, der Mann habe miss-
bräuchlich auf sein Arbeitslosentaggeld
verzichtet. Mit einem Rekurs an den

Bezirksrat reicht der Anwalt des Man-
nes ein Arztzeugnis ein, das die schwe-
ren psychischen Probleme des Mannes
bezeugt. Der Bezirksrat zwingt die Ge-
meinde, den Mann wieder mit Sozial-
hilfe zu unterstützen.
Beispiel 4: Eine junge Frau studiert an
der ETH, erhält aber keine Stipendien,
weil das Einkommen der Eltern zu hoch
ist (Lohn des Vaters: ca. 5000 Franken
pro Monat). Da die Eltern aber hohe
Krankheitskosten haben (besondere Di-
ätnahrung, homöopathische Medika-
mente), können sie die Tochter finanzi-
ell nicht unterstützen. Dies wird auch
vom Betreibungsamt anerkannt, gemäss
dessen Budget die Familie unter dem
Existenzminimum lebt. Die Gemeinde
weigert sich, die Tochter während des
Studiums mit Sozialhilfe zu unterstüt-
zen. Auch hier kann die Gemeinde erst
mit einer Beschwerde ans Verwaltungs-
gericht gezwungen werden, ein korrek-
tes Sozialhilfebudget zu erstellen.

Dramatische Folgen

All diese Beispiele zeigen deutlich auf,
dass es zahlreiche Fälle gibt, in denen
die Sozialhilfe zu Unrecht gestrichen
wird. Immer wieder geschieht dies ohne
genaue Abklärungen, einfach auf einen
wie auch immer gearteten „Verdacht“
hin. Dieser Verdacht entpuppt sich bei
genauerem Hinsehen häufig als völlig
aus der Luft gegriffen. Manchmal ge-
nügt es, dass ein missgünstiger Nach-
bar die Behörden anruft und irgendwel-
che Phantasiegeschichten erzählt. Immer
wieder werden die anwendbaren Geset-
ze und Bestimmungen (vor allem die
SKOS-Bestimmungen) aufs gravierend-
ste verletzt.
In aller Regel sind die betroffenen Men-
schen völlig überfordert und nicht in der
Lage, sich selber gegen solche unge-
rechtfertigten Kürzungen in der Sozial-
hilfe zu wehren. Häufig sind sie psy-
chisch krank oder beherrschen die deut-
sche Sprache nicht. Fast immer sind sie
auch mit der Anwendung der zahlrei-
chen Gesetze, Bestimmungen und inter-
nen Weisungen überfordert. Was soll
eine Sozialhilfebezügerin damit anfan-
gen, wenn ihr die Sozialhilfekürzung mit
irgendwelchen Paragraphen und Bun-
desgerichtsentscheiden begründet wird?
Die einzige Chance, sich zu wehren,

haben die Betroffenen in solchen Fäl-
len, wenn sie sich durch eine Person
vertreten lassen, die sich im Sozialhil-
ferecht auskennt. Leider gibt es aber
nicht viele AnwältInnen, die in diesem
Bereich tätig sind, weil es hier kaum et-
was zu verdienen gibt. Wenn man eine
Beschwerde gewinnt, dann sind die Ent-
schädigungen selten kostendeckend.
Und das Recht auf einen unentgeltlichen
Rechtsanwalt wird häufig von den Be-
hörden mit dem weltfremden Argument
abgelehnt, dass die betroffene Person
ihre Einsprache auch ohne Anwalt hätte
verfassen können.
Die Schikanen bestehen von Beginn an:
Wenn der Anwalt eines Betroffenen die
Akteneinsicht verlangt, werden diese
ihm nicht etwa per Post zugestellt, son-
dern er muss die Akten persönlich im
Sozialzentrum anschauen und kopieren
gehen. Das gibt es sonst in keinem Be-
reich des Verwaltungsrechts. Kurz:
Wenn sich eine Anwältin für jemanden
engagiert, dem zu Unrecht die Sozial-
hilfe gestrichen wurde, dann macht sie
dies in aller Regel gratis. Es kann also
keine Rede davon sein, dass Sozialhil-
feempfängerInnen ihre Rechte auch tat-
sächlich wahrnehmen können.
Die Folgen sind besonders dramatisch:
Denn wer zu Unrecht keine Sozialhilfe
mehr erhält, der steht buchstäblich auf
der Strasse. Er kann seine Miete und
seine Krankenkassenprämie nicht mehr
bezahlen und hat im Extremfall nicht
einmal mehr genug zum Essen. Weil die
Folgen einer ungerechtfertigten Strei-
chung der Sozialhilfe derart existenzi-
ell sind, müsste der Rechtsschutz der
betroffenen Personen besonders gut aus-
gebaut sein: Die Verfahren müssten
schnell und kostenlos sein, der Zugang
zu einem unentgeltlichen Rechtsanwalt
müsste garantiert sein. Leider ist das
Gegenteil der Fall. Und dazu kommt
dann noch die lange Verfahrensdauer,
während der die betroffenen Personen
keinerlei Sozialhilfe erhalten. Es müss-
ten dringend Rechtshilfestellen geschaf-
fen werden, wo gut ausgebildete Juri-
stInnen die Rechte der Betroffenen
wahrnehmen können. Für Personen mit
einer Behinderung gibt es solche Rechts-
dienste, für SozialhilfeempfängerInnen
leider nicht. Hier besteht dringender
Handlungsbedarf.

Pierre Heusser
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Asyl in Not

Am 24. September 06 wurden das re-
vidierte Asyl- und das neue Auslän-
dergesetz mit tief greifenden Ver-
schärfungen für asylsuchende Flücht-
linge angenommen. Seit Januar 2008
werden alle abgewiesenen Flüchtlin-
ge auf Nothilfe gesetzt, schon seit April
2004 traf diese Massnahme Leute mit
einem Nichteintretensentscheid (so
genannte NEEs). Zudem kann be-
straft werden, wer diesen Menschen
in Not hilft. Afra Weidmann, Grün-
dungsmitglied von augenauf  und der
Schweizerischen Beobachtungsstelle
für Asyl- und Ausländerrecht, im Ge-
spräch mit Branka Goldstein, Präsi-
dentin der IG Sozialhilfe.

Warum und seit wann engagierst Du
Dich für die Flüchtlinge?
Seit 1995, seit der Gründung der Men-
schenrechtsgruppe augenauf als Antwort
auf die Inkraftsetzung der Zwangsmass-
nahmen. Besuche im Ausschaffungsge-
fängnis führten zur Übernahme von
Mandaten, dann kamen Rechtsvertretun-
gen im Transit des Flughafens hinzu.
Schritt für Schritt musste ich mir die
Kenntnisse aneignen, ich bin ja nicht
Juristin von Beruf. Asylsuchende haben
rechtlich einen schwachen Stand. Bei
der Ankunft stehen sie unter Verdacht
des Asylmissbrauchs. Die Beweislast
liegt vollständig bei ihnen, die Un-
schuldsvermutung wie im Strafrecht gilt
im Verwaltungsverfahren nicht. Nach
letztinstanzlicher Ablehnung sind sie
praktisch entrechtet, illegalisiert.

Von Behörden wird immer wieder be-
tont, dass gefolterten Flüchtlingen, die
in der Heimat gefährdet sind, nach wie
vor und selbstverständlich Asyl erteilt
wird. Wie  erlebst Du dies bei Deiner
Arbeit?
Selbstverständlich ist nichts. Wenn nicht
lückenlose Beweise der Verfolgung vor-
liegen, geht es um die Glaubwürdigkeit.
Was glaubwürdig ist, bestimmt das Amt.
Traumatisierte sind oft unfähig, in einer
„Verhörsituation“ unter Stress genau zu
schildern, was ihnen widerfahren ist.
Mangelhafte Übersetzungen können fal-
sche Einschätzungen verursachen. Ein
krasses Fehlurteil ist dank einer enga-
gierten Filmschaffenden bekannt gewor-
den: Der „Fall“ von Stanley Van Than

(s. amnesty Schweiz http://www.am-
nesty.ch/de/themen/schweiz/asylsu-
chende/ausgechafft-stanley-van-tha).
Von vielen Zwangsausgeschafften hören
wir nichts mehr, wenn nicht vorher gute
Kontakte entstanden sind.

Wie wirkt sich das neue Gesetz konkret
im Alltag der Flüchtlinge aus?
Gefährlich ist die Verschärfung bei Pa-
pierlosigkeit. Nur noch Reisepass oder
Identitätskarte werden akzeptiert, diese
müssen innert 48 Stunden beschafft
werden. Wer nicht in einer Erstbefra-
gung Verfolgung glaubhaft machen
kann, erhält einen Nichteintretensent-
scheid. Die Gefahr von Fehlentscheiden
nimmt zu, haben doch häufig Verfolgte
keine heimatlichen Papiere. Es kommt
vor, dass ein Asylgesuch abgelehnt wird,
weil ein heimatlicher Pass abgegeben
wird: eine Ausreise mit gültigen Doku-
menten beweist dann, dass diese Person
nicht verfolgt sein kann. Seltsame Lo-
gik ...
Im Alltag wirkt sich der Abbau von Für-
sorgeleistungen aus. Es gibt stossende
Unterschiede von Kanton zu Kanton.
Die zunehmende Privatisierung der Für-
sorge auch in den Gemeinden verhin-
dert eine parlamentarische Kontrolle.
Der Zugang zu medizinischer Behand-
lung ist eingeschränkt.

Kannst Du uns über Deine praktische
Menschenrechtsarbeit berichten?
Wenn ich ein Mandat übernehme, ver-
suche ich vor der Befragung zu erklä-
ren, wie das abläuft und nehme dann teil.
So kann ich bereits abschätzen, wie der

Ein Beispiel aus dem Kanton
Zürich
In Kemptthal wurde ein Erstasylzen-
trum zur Notunterkunft umfunktio-
niert. Da ja die Leistungen in Sach-
werten abzugeben sind, erhalten die
Bewohner und Bewohnerinnen
Migros-Gutscheine à 10 Franken –
täglich zur gleichen Zeit abzuholen.
In Kemptthal hat es keinen Migros-
Laden, der nächste befindet sich in
Effretikon. Ein Billet für den Bus gibt
es zwar, aber dann für diesen Tag
keinen Gutschein für das Essen.

Afra Weidmann

Entscheid aussehen wird und kann mit-
helfen bei der Beschaffung von Beweis-
mitteln. Bei Nichteintreten muss ich in
fünf Arbeitstagen, bei Negativentscheid
innert dreissig Tagen, Beschwerde ein-
reichen. Wenn im Verlauf des Verfah-
rens die Rechte der Asylsuchenden von
Behörden verletzt werden, melde ich
dies augenauf und jetzt auch der Beob-
achtungsstelle.

Was sind die grössten Probleme?
Es gibt viele erschwerende Einzelheiten:
Beim ersten Negativentscheid kann zum
Beispiel bereits  Kontakt zu heimatli-
chen Behörden aufgenommen weden
zur Vorbereitung der Ausschaffung. Die
Zwangsmassnahmen wurden verdop-
pelt, auf bis zu 24 Monate! Für Minder-
jährige ab 15 Jahren sind es zwölf Mo-
nate. Neu ist die Durchsetzungshaft, eine
eigentliche Beugehaft, um die Leute zu
zwingen, ihre Identität zu klären. Das
Bundesverwaltungsgericht ist überla-
stet; durch jahrelange Wartezeiten auf
ein Urteil werden die Leute depressiv
bis zur Hospitalisierung. Heiraten wer-
den erschwert im „Kampf gegen Schein-
heirat“, Neugeborene werden nicht so-
fort registriert, wenn die Dokumente
nicht vollständig sind etc.

Was kannst Du bewirken?
Durch gute Begleitung, durch gründli-
che Kenntnis im Austausch mit anderen
RechtsvertreterInnen kann einiges er-
reicht werden: zum Beispiel Anerken-
nung oder mindestens eine vorläufige
Aufnahme.

Was ist die konkrete Tätigkeit der Be-
obachtungsstelle?
Gemeldete Einzelfälle sorgfältig doku-
mentieren, veröffentlichen, die Presse
und die ParlamentarierInnen orientieren.
Im Januar 2008 hat in St. Gallen eine
deutschsprachige Stelle angefangen, in
Genf arbeiten sie bereits seit Januar
2007, im Tessin sind die Vorbereitungen
im Gang. (s. www.migrantsrights-
watch.ch www.stopexclusion.ch/obser-
vatoire).

Was könnten unsere LeserInnen tun?
Flüchtlinge kennenlernen, zuhören, Vor-
urteile abbauen und sich melden, wenn
Fragen auftauchen.
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Dringend nötig: Recht auf Schutz

Am internationalen Frauentag dieses
Jahres ist die Kampagne Euro 08 ge-
gen Frauenhandel angelaufen. Eines
der Kernstücke der Kampagne ist
eine Petition für mehr Schutz und
Rechte für die Opfer. Beides ist bitter
nötig.

Frauenhandel ist ein menschenverach-
tendes Geschäft. Zudem ein sehr profi-
tables: Die Ausbeutung von Menschen,
grösstenteils Frauen, die mit falschen
Versprechungen zur Migration bewegt
und mittels Gewalt, Zwang, überhöhten
Schulden und Drohungen in Abhängig-
keit gebracht werden, bringt den Täte-
rinnen und Tätern weltweit geschätzte
35 Milliarden ein. Dies praktisch ohne
Risiko, denn nur wenige von ihnen wer-
den verurteilt. Auch in der Schweiz ist
die Wahrscheinlichkeit einer Verurtei-
lung gering: In den Jahren 2002 bis 2006
gab es gerade mal 28 Verurteilungen
wegen Menschenhandels. Gemessen an
der vom Bundesamt für Polizei ge-
schätzten Zahl von jährlich 1500 bis
3000 Opfern von Menschenhandel in
der Schweiz heisst das, dass die Täte-
rInnen mit diesem Verbrechen ein mini-
males Risiko eingehen.

Den Preis bezahlen die Opfer. Nur die
wenigsten von ihnen gelangen an eine
spezialisierte Fachstelle und erhalten
Schutz, professionelle Beratung und
Unterstützung1.  Dies hat vor allem da-
mit zu tun, dass es für sie sehr schwie-
rig ist, aus ihrer Zwangssituation aus-
zubrechen und Hilfe zu suchen – zum
Beispiel, weil sich die Drohungen der
TäterInnen nicht nur gegen die Frau,
sondern auch gegen ihre Familie im
Herkunftsland richten oder weil eine
Betroffene damit rechnen muss, dass sie
ausgeschafft wird, wenn sie sich an die
Polizei wendet. Dass nur wenige Opfer
Schutz erhalten, hat aber auch gerade mit
Letzterem zu tun, nämlich dass Betrof-
fene von Frauenhandel oft nicht als Op-
fer gesehen werden, sondern als Täte-
rinnen: weil sie ohne Aufenthaltsbewil-
ligung hier sind beziehungsweise ohne
Arbeitsbewilligung hier arbeiten – auch
wenn sie dies nicht freiwillig tun.

Aber auch wenn sie als Opfer identifi-
ziert werden, ist die Möglichkeit, dass
sie in der Schweiz bleiben und hier
Schutz und Unterstützung erhalten kön-
nen, sehr beschränkt. Die Erteilung ei-
ner Aufenthaltsbewilligung richtet sich
viel weniger nach den Bedürfnissen der
traumatisierten und oft gefährdeten Op-
fer als nach ihrer Nützlichkeit in einem
Strafverfahren. Konkret heisst das: Eine
Betroffene von Frauenhandel kann nur
dann in der Schweiz bleiben, wenn sie
in einem Strafverfahren aussagt – und
sich damit möglichen Repressalien der
TäterInnen aussetzt. Auch in diesem Fall
muss sie nach Ende des Verfahrens aus-
reisen. Dabei wird ausser Acht gelassen,
dass Opfer umso mehr langfristigen
Schutz benötigen, wenn sie mit einer
Aussage die TäterInnen belasten. Viele
werden kaum bereit sein, als Zeuginnen
aufzutreten, wenn die Schweiz ihnen –
und wenn nötig ihren Angehörigen –
keinen solchen Schutz garantiert.

Anderer Blick ist nötig

Damit Betroffene von Frauenhandel eine
Möglichkeit auf Unterstützung und
Schutz haben, müssen sie als Opfer iden-
tifiziert statt als illegal Anwesende und
damit als Täterinnen gesehen werden.
Dies erfordert ein Umdenken etwa bei
der Polizei. In einigen Kantonen hat sich
diesbezüglich bereits etwas getan. Ins-
besondere da, wo sogenannte Runde
Tische gegen Menschenhandel ins Le-
ben gerufen wurden und Polizei und
Migrationsbehörden mit Fachstellen
zusammenarbeiten, identifiziert die Po-
lizei mehr Opfer als zuvor. Eine Sensi-
bilisierung ist aber auch bei den Migra-
tionsbehörden und der Justiz notwendig.
Denn davon hängt letztlich ab, ob eine
betroffene Frau Chancen auf eine Auf-
enthaltsbewilligung hat und ob die Tä-
terInnen wegen Menschenhandels ange-
klagt sind – oder wegen anderer, weni-
ger hart geahndeter Delikte wie Förde-
rung der Prostitution.
Die von der Trägerschaft der Kampagne
Euro 08 gegen Frauenhandel lancierte
Petition setzt bei all diesen Punkten an.
Auf Bundesebene fordert sie, dass Op-
fer von Frauenhandel einen Rechtsan-
spruch auf eine Aufenthaltsbewilligung
haben müssen – unabhängig von ihrer

Aussagebereitschaft. Zudem müssen
Opfer in allen Kantonen die gleichen
Rechte und die gleiche Möglichkeit auf
Schutz haben, das heisst, es braucht
schweizweite Standards, die für die Kan-
tone verbindlich sind. Weiter soll die
Schweiz die Konvention des Europarats
zur Bekämpfung von Menschenhandel
rasch ratifizieren und umsetzen.

1 In der Schweiz gibt es nur eine auf Frauen-
handel spezialisierte Beratungsstelle: FIZ
Makasi in Zürich.

Die Kampagne Euro 08 gegen Frau-
enhandel wird von einer breiten Ko-
alition aus 25 Frauen- und Männer-
organisationen, Gewerkschaften u.a.
getragen. Am 8. März ist die Kam-
pagne angelaufen, im Juni nutzt sie
die Fussball-Europameisterschaft,
um ein breites Publikum zu Frauen-
handel zu informieren - insbesonde-
re viele Männer, darunter potenziel-
le Freier.

Von den Kantonen fordert die Petition,
dass sie die bereits existierenden Hand-
lungsräume zugunsten der Opfer aus-
schöpfen – und zum Beispiel Härtefall-
bewilligungen für den langfristigen Auf-
enthalt in der Schweiz erteilen. Zudem
sollen Polizei, Justiz und Migrationsbe-
hörden zu Menschenhandel weitergebil-
det und verpflichtet werden, mit Fach-
stellen zusammenzuarbeiten.
Mehr Schutz und Rechte für die Opfer
sind bitter nötig. Allerdings sind sie erst
ein Anfang bei der Bekämpfung von
Frauenhandel. Denn Frauenhandel ist
eng mit anderen gesellschaftspolitischen
Fragen verbunden, die ebenfalls ange-
gangen werden müssen, damit Frauen-
handel wirksam bekämpft werden kann.
Dazu gehören etwa geschlechtsspezifi-
sche Diskriminierung und Gewalt, das
weltweite Gefälle zwischen Norden und
Süden bzw. Westen und Osten, die Sex-
industrie, prekäre Arbeitsverhältnisse,
Diskriminierung und  Ausbeutung ille-
gal anwesender Menschen und eine im-
mer restriktivere Migrationspolitik.

Yvonne Zimmermann

Unterzeichnen Sie die Petition für mehr
Schutz und Rechte für die Opfer von Frau-
enhandel! www.stopp-frauenhandel.ch

Kontaktadresse: Kampagne Euro 08 ge-
gen Frauenhandel, c/o FIZ, Badener-
strasse 134, 8004 Zürich.
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„Wer vom Kapitalismus nicht reden will, sollte auch zum Grund-
einkommen schweigen“ – Positionspapier der IG Sozialhilfe
Seit Jahren wird das bedingungslose
Grundeinkommen (BGE) von links
bis rechts kontrovers diskutiert: Für
die einen stellt es einen Segen dar, um
alle vordergründig sozialpolitischen
Sachzwänge mit einem Mal zu zer-
schlagen, für die anderen sind die Wi-
dersprüche und die Gefahr zu gross,
weil dann dem „Armutseinkommen“
für alle und der Zertrümmerung von
mühsam erkämpften Arbeitnehme-
rInnenrechten erst recht Vorschub
geleistet würde.

Bevor die Leitlinien über die konkrete
Ausgestaltung des BGE formuliert wer-
den, erscheint es der IG Sozialhilfe zen-
tral, danach zu fragen, in welcher Ge-
sellschaft wir gegenwärtig leben, wel-
che sozioökonomische Kämpfe für Ar-
mutsbetroffene gewonnen bzw. verloren
wurden. Denn es darf nicht sein, dass
auch ein gut ausgestaltetes BGE in der
Schweiz wiederum zum Nachteil ande-
rer wird.

Derzeitige sozioökonomische Bedin-
gungen

Die skrupellose weltweite Profitmaxi-
mierung treibt die überwiegende Mehr-
heit der Menschen in Armut und Ver-
elendung. Vom globalisierten Markt pro-
fitiert nur ein Fünftel der Weltbevölke-
rung. Für vier Fünftel der Menschheit
verschlechtern sich die Lebensbedin-
gungen weiterhin – sie sind von men-
schenwürdigen Lebensbedingungen
ausgeschlossen. Der immense Reichtum
des Südens, die natürlichen und mensch-
lichen Ressourcen, werden geplündert
– davon profitiert insbesondere auch die
florierende Schweizer Wirtschaft. Ein
Heer von billigen Arbeitskräften stellt
Exportgüter her – oft gezwungen, unter
menschenunwürdigen und umweltzer-
störenden Bedingungen zu produzieren.
Um Gesundheits- und Sozialkosten zu
sparen, die sich die europäischen Arbei-
terInnen erkämpft haben, werden Ar-
beitsplätze in die so genannten „Billig-
lohnländer“ verlagert.
Global und lokal verschärft sich das
massive Ungleichgewicht zwischen Ar-
mut und Reichtum. Erwerbsarbeitslosig-
keit, Obdachlosigkeit, mangelnde finan-

zielle Mittel für den Lebensunterhalt
sind für immer mehr Menschen in der
Schweiz Alltagswirklichkeit: Die Armut
greift um sich in der Schweiz. Armuts-
betroffene Menschen erleiden umfassen-
den Mangel, umgeben von der Wohl-
standsgesellschaft. Ihre Lebensbedin-
gungen spotten der Menschenwürde.
Die fortdauernden sozialen und kultu-
rellen Beschränkungen aus materieller
Not bewirken, dass Armutsbetroffene
zwar überleben, nicht aber wirklich le-
ben können. Wegen der vielen erlitte-
nen Schäden und existentiellen Zwänge
fehlen ihnen oft auch die grundlegen-
den gesundheitlichen und bildungsmäs-
sigen Voraussetzungen, um gesund zu
bleiben, um sich in einer reichen, hoch-
technisierten Gesellschaft behaupten
und sich aus eigener Kraft den Lebens-
unterhalt verdienen zu können.
Erniedrigung, Entrechtung und Fremd-
bestimmung durch die Gesellschaft und
Ämter ist ihre Lebenswirklichkeit. Vie-
le erleiden dadurch schwere und irrever-
sible gesundheitliche und psychische
Schäden. Durch Workfare-Programme
(wie zum Beispiel „Arbeit statt Fürsor-
ge“, oder „Integration statt Rente“) wer-
den viele gezwungen, zu arbeiten, ob-
schon sie zu einer Arbeit gar nicht fähig
sind. Armut ist darum ein massiver Ein-
griff die Persönlichkeit. Die Machtver-
hältnisse der profitorientierten Lei-
stungs-, Konsum- und Spassgesellschaft
bauen auf die Verknüpfung der herr-
schenden Ökonomie mit Politik, Recht
und den gesellschaftlichen Werten. Das
gesellschaftliche Selbstverständnis einer
reichen Gesellschaft prägt Werte und
Normen des privaten und öffentlichen
Lebens. Dieses Selbstverständnis der
reichen Wohlstandsgesellschaft bewirkt
die Ausblendung, die Negation ihrer ei-
genen Schattenseite: der Ausgrenzung,
Diskriminierung und Stigmatisierung
der Menschen, die von Armut in der rei-
chen Gesellschaft betroffen sind. Weil
Armut in der reichen Gesellschaft nicht
vorgesehen ist, darf sie nicht sein. Das
bedeutet, dass Armutsbetroffene ge-
zwungen werden, inexistent zu sein.
Statt die Ursachen von Armut zu ergrün-
den, werden billige und unhaltbare
Schuldzuweisungen an die Armutsbe-
troffenen gerichtet, was sie noch mehr

an den Rand der Gesellschaft drängt.
Somit ist Armut Ursache und Folge von
sozialer Ausgrenzung und gesellschaft-
licher Ächtung zugleich. Armut und so-
ziale Ungerechtigkeit sind auch in der
Schweiz eng miteinander verwoben.

Gewonnene und verlorene Kämpfe

Angesichts der Hegemonie durchkapi-
talisierten Denkens, Handelns und Füh-
lens wurden die meisten politischen
Kämpfe für Armutsbetroffene in den
letzten fünfzehn Jahren verloren. Ange-
fangen bei der Verschärfung der Arbeits-
losenversicherung (ALV), über die er-
weiterten Zwangsbestimmungen im
AusländerInnen- und Asylgesetz, die
neuen Disziplinierungsbestimmungen in
der Sozialhilfe, bis zu den massiven
Verschlechterungen bei der 5. IV-Revi-
sion fielen alle politischen und sozialen
Kämpfe gegen Armutsbetroffene aus.
Einerseits existiert keine schlagkräftige
Lobby für Armutsbetroffene, anderer-
seits werden die Niederlagen bei den
Linken und organisierten Armutsbetrof-
fenen kaum bis gar nicht bearbeitet. Das
raue sozialpolitische Klima, allem vor-
an der neokonservative Angriff auf die
Sozialhilfe (die sogenannten „Miss-
brauchsvorwürfe“, die „Scheininvali-
dendebatte“ etc.) unterwandern die
Grundfesten sozialer Errungenschaften
und die Aufgaben des demokratischen
Staates. Es ist zutiefst erschütternd, je-
doch wahr: Materielle und soziale Ver-
besserungen für Armutsbetroffene sind
gegenwärtig trotz exorbitanter Gewin-
ne der Grosskonzerne und der darum
eigentlich vorhandenen Mittel auf poli-
tischem Weg nicht zu erreichen. Die
gewonnenen Kämpfe gehen leider auf
Mitte des letzten Jahrhunderts zurück,
als zum Beispiel die AHV (1948) und
die IV (1960) eingeführt wurden.

Erwerbsarbeit für alle?

Ein weiterer grosser Streitpunkt in der
Diskussion rund um das BGE ist die
Frage, ob sich die Arbeitsgesellschaft,
also das Idealbild der „Vollbeschäfti-
gung“ (so wie es die Gewerkschaften in
ihren Grundprinzipien vorsehen), prin-
zipiell am Verabschieden ist oder ob sie
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in den nächsten fünfzig Jahren bestehen
bleibt. Die IG Sozialhilfe geht davon
aus, dass trotz fortschreitender Produk-
tionssteigerung und der Auslagerung
nicht rentabler Arbeitsplätze ins Ausland
das Erwerbsarbeitsvolumen in der
Schweiz sich kaum verändern wird –
vorausgesetzt, die Arbeit wird gerecht
und mit einer verminderten Wochenar-
beitszeit verteilt und Bildung für alle
ermöglicht, damit alle vom Nutzen der
veränderten Produktionsverhältnisse
profitieren können.
Darüber hinaus ist festzuhalten, dass es
Arbeiten gibt, deren Volumen in allen
Wirtschaftssystemen gleich bleibt (z. B.
Subsistenzwirtschaft, Hauswirtschaft
oder Instandhaltung von Infrastruktur).

Widersprüche

Aufgrund dieser Gesellschafts- und
Zeitdiagnose ist im Zusammenhang des
BGE folgender Hauptwiderspruch zu
bedenken: Ein mögliches, finanzierba-
res BGE in der heutigen Gesellschafts-
und Wirtschaftsformation setzt zwin-
gend die Rentabilität des Kapitals vor-
aus, also den Erfolg der Wirtschaftswei-
se, die eigentlich das ganze, oben be-
schriebene Elend produziert. Es darf
nicht sein, dass zum Beispiel die Aus-
beutung des Südens oder auch der ein-
fachen Arbeitskraft in der Schweiz dazu
benutzt wird, ein BGE in der Schweiz
zu finanzieren.
Zweitens wird es auf demokratischem
Weg zurzeit nicht möglich sein, ein BGE
in der Schweiz einzuführen, das nicht
nur zum Überleben, sondern auch zu
einem würdigen Leben reicht. Selbst die
Gewerkschaften halten im Zusammen-
hang eines allgemein gesetzlichen Min-
destlohnes fest, dass dieser unter den
bestehenden Mehrheitsverhältnissen
kaum höher als 2'500.- Fr. wäre, womit
der Tieflohn eher legitimiert als abge-
schafft würde und dadurch die Löhne in
den GAV-Branchen unter massiven
Druck bringen könnte.
Daher steht für die IG Sozialhilfe ein-
deutig fest: „Wer vom Kapitalismus
nicht reden will, sollte auch zum BGE
schweigen.“

Die Rahmenbedingungen für ein mög-
liches BGE

Aus diesen Gründen macht ein gerecht
finanzierbares BGE, das zu einem wür-

digen, kreativen Leben reicht, nach An-
sicht der IG Sozialhilfe nur dann Sinn,
wenn der High-Tech-Kapitalismus in
seinen Grundfesten erschüttert und um-
gestaltet wird. Dabei wird die Frage
wegleitend sein: „Wer kämpft mit wem
wofür?“ Die in der Schweiz wohnhafte
Bevölkerung wird dann nicht mehr ein
Konglomerat von individuellen Waren-
konsumentInnen sein, sondern eine As-
soziation, in der die freie Entwicklung
einer/eines jeden die Bedingung der frei-
en Entwicklung aller ist.
Das Verhältnis von freier Zeit und Ar-
beit muss komplett neu bestimmt wer-
den: Musse, Kreativität und Selbstbe-
stimmung werden sich mit Arbeit, die
ausschliesslich dem Gemeinwohl und
der Gemeinschaft dient, abwechseln.
Das menschliche Dasein wird selbst
wieder zum Zweck und dient nicht län-
ger als günstige Rahmenbedingung ei-
ner nur auf den Profit ausgerichteten
Produktion.
Erst eine Gesellschaft, in der jede/jeder
ihren/seinen Platz hat und jede/jeder in
ihrer/seiner Individualität gebraucht
wird, wird Grundlage dafür sein, dass
niemand mehr in eine wie auch immer
geartete Existenznot gerät.

Die Höhe des Grundeinkommens

Oft erscheinen die Diskussionen über
das BGE von links bis rechts gar nicht
so unterschiedlich zu sein. Doch bei der
Höhe des BGE klaffen die Positionen
weit auseinander und weisen auf die
Hintergründe des jeweiligen Standpunk-
tes hin. So kann es bei den neoliberalen
UtopistInnen sehr wohl um die komplet-
te Abschaffung des Sozialstaates gehen,
während linke BefürworterInnen für ihr
Finanzierungsmodell eine hohe Besteue-
rung des Nettoeinkommens vorschla-
gen, ohne dabei die kapitalistischen Pro-
duktionsverhältnisse und deren globa-
len und lokalen Folgen mit einzubezie-
hen.
Das BGE darf sich auf keinen Fall am
Existenzminimum orientieren, sondern
muss deutlich höher liegen, um ein Le-
ben in Würde und Kreativität zu ermög-
lichen. Geht man von der landläufigen
Definition von Armutslöhnen aus, die
bei 50 Prozent des nationalen Durch-
schnittslohns angesetzt sind, so müsste
das BGE deutlich, d.h. bei mind. 70 Pro-
zent des nationalen Durchschnittsloh-
nes, liegen. Ebenso ist Kindererziehung

als gleichwertige Arbeit zu qualifizieren
und zusätzlich mit 30 bis 50 Prozent ei-
nes BGE pro Kind zu entgelten. Wie ist
das zu finanzieren? Die IG Sozialhilfe
sieht nur einen Weg: Die Finanzierbar-
keit eines BGE, das wiederum nicht zum
Nachteil anderer wird, ist nur durch die
Vergesellschaftung der Produktionsmit-
tel zu haben.
Was auch linke BefürworterInnen eines
BGE immer ausblenden, ist die Tatsa-
che, dass Personen mit Behinderungen
weitaus mehr als ein BGE benötigen.
Insbesondere mehrfach behinderten Per-
sonen wird es auch in Zukunft nicht
möglich sein, ihr BGE durch Erwerbs-
arbeit aufzubessern. Dementsprechend
müssen alle Leistungen im Gesundheits-
wesen kostenlos in Anspruch genommen
werden können
Und als letzter Punkt ist Bildung kosten-
los für alle – insbesondere auch für Men-
schen mit Behinderung – zugänglich zu
machen: Denn nur Bildung, die das
menschliche Dasein wieder in den Mit-
telpunkt stellt, ermöglicht ein Leben, in
dem menschliche Beziehungen statt
Waren die Welt gestalten.

Abschliessende Bemerkungen

Auch wenn ein BGE vordergründig alle
Schikanen und vor allem den Drehtür-
effekt der rund 15 Sozialversicherungen
mit einem Schlag auflösen könnte, er-
scheinen der IG Sozialhilfe die Wider-
sprüche und Unsinnigkeiten eines  kon-
kreten BGE im Rahmen des zurzeit herr-
schenden Raubtier-Kapitalismus zu
gross.
Für die IG Sozialhilfe ist es unabding-
bar, dass die Einführung eines BGE mit
einer komplett anders ausgestalteten
Gesellschafts- und Wirtschaftsformati-
on einhergehen muss, um die Vision ei-
nes Lebens in Fülle ohne Existenzangst
zu verwirklichen. Dies ist mit einer In-
itiative in der Schweiz momentan nicht
zu erreichen.
Daher ist es umso wichtiger, sich im täg-
lichen Leben mit den Armutsbetroffenen
und Ausgegrenzten dieser Gesellschaft
zu solidarisieren: Es gibt nur eins: Soli-
darität mit Armutsbetroffenen und Wi-
derstand gegen die strukturelle Gewalt
der Sozialversicherungen und Ämter
sowie gegen die elementaren Menschen-
rechtsverletzungen, die Armutsbetroffe-
ne tagtäglich erleiden.

Vorstand der IG Sozialhilfe, März 08
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Endlich tut sich was: „Für das Wohl der Schwachen“

Der erste internationale Kongress der
Schweizerischen Gesellschaft für So-
ziale Arbeit (SGSA*) anfangs März
2008 endete mit dem öffentlichen Auf-
ruf „Für das Wohl der Schwachen“.
Die IG Sozialhilfe erachtet es zurzeit
als nicht selbstverständlich, dass ein
derartiger Aufruf lanciert wird, der
die sozialen Missstände sehr klar be-
nennt, jedoch auch die Sozialarbeit-
enden sowie die Öffentlichkeit auf-
ruft, sich dagegen zur Wehr zu setzen.
Daher wird nachstehend der ganze
Aufruf mit dem Titel „Zur Transfor-
mation des Sozialen – Luzerner Er-
klärung“ abgedruckt.

„Das Schweizervolk und die Kantone,
(…) im Willen in gegenseitiger Rück-
sichtnahme und Achtung ihre Vielfalt in
der Einheit zu leben, im Bewusstsein der
gemeinsamen Errungenschaften und der
Verantwortung gegenüber den künftigen
Generationen, gewiss, dass (…) die Stär-
ke des Volkes, sich misst am Wohl der
Schwachen, geben sich folgende Verfas-
sung…..“
In der Präambel der Schweizer Verfas-
sung wird die Wohlfahrt des gesamten
Volkes, ein universaler Gedanke aller
Demokratien, als konstitutive Grundla-
ge des Staates ins Zentrum gesetzt. Aus-
drücklich werden für die Schaffung die-
ser Wohlfahrt die Prinzipien gegensei-
tige Rücksichtnahme, Achtung der Viel-
falt und Verantwortung gegenüber künf-
tigen Generationen genannt.

Grundwerte der Verfassung in Frage
gestellt

Das Wohl des Schwachen gilt als Mass-
stab oder eben Spiegelbild für die Wohl-
fahrt des ganzen Volkes. Gesellschaftli-
che Solidarität ist damit Basis und Her-
ausforderung für jede demokratische
Gemeinschaft. Soziale Arbeit ist im Zu-
sammenspiel mit anderen zivilgesell-
schaftlichen Akteuren diejenige Profes-
sion, die auf der Grundlage sozialstaat-
licher Regelungen für die Bearbeitung
von sozialen Problemlagen zuständig ist.
Damit leistet sie einen Beitrag zur ge-
sellschaftlichen Wohlfahrt und orientiert
sich in der Ausrichtung ihrer Arbeit an
den Menschenrechten und dem Wert
sozialer Gerechtigkeit (vgl. Berufscodex

Artikel 12).
Aktuell wird ihr gesellschaftlicher Auf-
trag jedoch durch dominierende Argu-
mentationsfiguren in Frage gestellt. Die
Art und Weise wie über „Missbrauch“
sozialer Dienstleistungen, über nicht
kooperierende Sozialhilfeempfänger/in-
nen, über Jugendgewalt, schwierige
Kinder und Jugendliche oder über nicht
integrationswillige Ausländer/innen, die
in Parallelgesellschaften leben, geredet
wird, stellen die in der Präambel der
Schweizer Verfassung verankerten
Grundwerte gesellschaftlicher Wohl-
fahrt in Frage.

Denn die Lösungen, die als Teil dieser
Argumentationsfiguren angeboten wer-
den, wie Abschieben, Verwahren, Aus-
grenzen, Disziplinieren, Verschärfung
des Rechts, Kürzung der Leistungen,
haben nicht mehr das Wohl der Schwa-
chen im Auge. In diesem Diskurs geht
es offensichtlich nicht um die Lösung
gesellschaftlicher Probleme, sondern um
die semantische Aushöhlung sozialer
Grundwerte und um die Unterminierung
des bis anhin tragfähigen Konsens, dass
die Bekämpfung sozialer Notlagen eine
öffentliche Aufgabe der demokratischen
Gesellschaft darstellt. Es geht um nicht
weniger als um die Frage, ob oder in-
wieweit die Gestaltung des Sozialen in
dem hier angerissenen grundsätzlichen
Sinn eine Aufgabe des demokratischen
Staates ist.

Stigmatisierung erzeugt unmittelbar
Leiden

Neben der Gefährdung demokratischer
Grundwerte erzeugt dieser Diskurs un-
mittelbares Leiden. Die Zuschreibung
individueller Verantwortung für gesell-
schaftlich erzeugte Notlagen, kombiniert
mit einem grundsätzlichen Misstrauen
gegenüber Menschen, die aufgrund ih-
rer sozialen Not auf staatliche Hilfe an-
gewiesen sind, erzeugt ein Klima der
Stigmatisierung. Aus dem Recht auf
Hilfe wird ein Gewähren von Hilfe für
die „würdigen Armen“. Die letzten Ge-
setzesrevisionen der IV und des Auslän-
der- und Asylgesetzes verschärfen den
psycho-sozialen Druck auf gesellschaft-
lich Randständige und verschlechtern
ihre materielle Lebensgrundlage. Die

vermeintlichen Lösungen mittels härte-
rer Sanktionen und Kontrollmechanis-
men vergrössern in Wirklichkeit die
Notlage der Betroffenen und verschär-
fen die soziale Ungleichheit. Dies ist vor
dem Hintergrund des gleichzeitig pro-
duzierten Wachstums des materiellen
gesellschaftlichen Reichtums ein Skan-
dal, der in das öffentliche Bewusstsein
gerückt werden muss.

Viele in der Sozialen Arbeit nehmen die-
se Verschärfung der sozialen Spaltung
einfach als unveränderliches Faktum
hin. Es ist bedenklich, dass die Soziale
Arbeit durch die Umsetzung sozialpoli-
tischer Vorgaben, wie sie mit den Stich-
worten „Aktivierung“ oder „Fördern
und Fordern“ charakterisiert werden
können, selbst aktiv an der Aufspaltung
von würdigen und unwürdigen Hilfe-
empfängern teilnimmt. Dies hat Grün-
de. Denn der Diskurs richtet sich nicht
nur gegen die sozial Notleidenden, son-
dern auch gegen die Soziale Arbeit
selbst. Die pauschale Diffamierung so-
zialpädagogischer Leistungen als „Ku-
schelpädagogik“ und der Sozialarbeit-
enden als „Gutmenschen“ hat ebenso
wie die Missbrauchsdebatte und die
Ökonomisierungsstrategien in den Or-
ganisationen der Sozialen Arbeit die
Profession der Sozialen Arbeit in die
Defensive gedrängt. Es ist uns bisher zu
wenig gelungen auf der Basis unseres
in den letzten Jahrzehnten erworbenen
Professionswissens und unserer Erfah-
rungen im Umgang mit komplexen so-
zialen Problemen, ein diskursives Ge-
gengewicht gegen die Angriffe gegen-
über unseren AdressatInnen und unsere
professionelle Kompetenz herzustellen.
Es gilt eine starke professionelle Identi-
tät und Kultur aufzubauen, die sich ge-
gen Angriffe auf die sozialen Grundwer-
te in Praxis, Öffentlichkeit und Politik
zur Wehr setzt, um die Würde jedes Ein-
zelnen zu schützen und seine prinzipi-
elle Entwicklungsmöglichkeit zu ge-
währleisten.

Humanistische Tradition als Basis be-
wahren

Dieser Aufruf richtet sich daher zunächst
an uns selber, an alle, die in der Sozia-
len Arbeit in der beruflichen Praxis, in
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Wissenschaft und Lehre tätig sind. Set-
zen Sie sich ausgehend von Ihrem pro-
fessionellen Selbstverständnis mit der
Transformation des Sozialen auseinan-
der und nehmen Sie aktiv Einfluss auf
die sozialpolitische Ausgestaltung Ihres
Handlungsfeldes.

Entwickeln Sie eine Position, die sich
auf den Wissensfundus, die Erfahrung
und die humanistische Tradition unse-
rer Profession im Umgang mit problem-
belasteten sozialen Lebenslagen grün-
det. Suchen Sie den Austausch und die
Vernetzung mit den KollegInnen an Ih-
rem Arbeitsplatz, in den Verbänden und
zwischen den Verbänden. Vertreten Sie
diese Position an Ihrem Arbeitsplatz, in
der Öffentlichkeit und in der Politik.
Tragen Sie dazu bei, diesen unsäglichen
und dem Entwicklungsstand einer zivi-
lisierten modernen Demokratie unwür-
digen öffentlichen Diskurs zu beenden,
indem Sie die tatsächlichen Probleme
und unsere darauf bezogenen Lösungs-
wege und Lösungsvorschläge einbrin-
gen, begründen und verteidigen. Lassen
Sie uns unsere Energie dazu verwenden,
überzeugende Konzepte und Projekte

für soziale Problemstellungen zu entwik-
keln, anstatt uns in defensiven Rück-
zugsgefechten selbst ins Abseits zu ma-
növrieren. Die realen Probleme, die in
nationale und internationale politische
Zusammenhänge eingebettet sind, wer-
den ja nicht kleiner. Kämpfen Sie dar-
um, die Rahmenbedingungen unseres
Handlungsfeldes mitzudefinieren, so
dass sich unsere Kompetenz entfalten
kann.

Politik und Medien mit demokrati-
schen Grundwerten

Dieser Aufruf richtet sich aber auch an
alle demokratischen Kräfte in der Öf-
fentlichkeit und in der Politik, insbeson-
dere auch an die Medienschaffenden,
denen an den sozialen Grundwerten die-
ser Gesellschaft gelegen ist. Helfen Sie
mit, den öffentlichen Diskurs wieder in
eine sachorientierte Bahn zu lenken.
Setzen Sie sich ein, um dieser schlei-
chenden Transformation des Sozialen
wieder positive soziale Entwürfe entge-
genzusetzen. Verschaffen Sie den
Grundsätzen des gemeinschaftlichen
Miteinanders, des Respekts vor der Viel-

falt, der Verantwortung für die nach-
wachsende Generation und für die sozi-
al Schwachen wieder Raum. Und ver-
gessen Sie dabei nicht, dass Ihnen mit
der Sozialen Arbeit eine weit ausdiffe-
renzierte und entwickelte Profession als
Ressource zur Verfügung steht.

Der Vorstand der Schweizerischen
Gesellschaft für Soziale Arbeit

(SGSA)
Prof. Dr. Peter Sommerfeld (Ko-

Präsident),
Prof. Dr. Annegret Wigger (Ko-

Präsidentin)

PS: Es besteht die Möglichkeit, diesen
Aufruf zu unterzeichnen: www.sgsa-
ssts.ch/index.htm. Die IG Sozialhilfe
ruft alle zum Unterschreiben auf.

* Die Schweizerische Gesellschaft für
Soziale Arbeit hat zum Ziel, Soziale Ar-
beit als Wissenschaft weiter zu entwik-
keln. Sie versteht sich als umfassend
genug, um das weite Spektrum derjeni-
gen abzudecken, die in der Sozialpäd-
agogik, in der Sozialarbeit und in der so-
ziokulturellen Animation forschen, leh-
ren und als Professionelle tätig sind.

Mehrleistung durch Amphetamin?

In jeder Kultur und in jedem Zeitalter
sehen sich Menschen gezwungen, zu un-
terscheiden, wann die Anwendung psy-
choaktiver Substanzen nützlich ist und
wann schädlich. Das Methoxyamphet-
amin „Ecstasy“ (= MDMA) wurde im
kapitalistischen Westen ab den achtzi-
ger Jahren populär durch die Techno-
Clubszene und die „Street-Parades“ der
neuen Jugend-Bewegung. Berichten
zufolge macht es in niedrigen Dosen
euphorisch und stärkt das Ich-Bewusst-
sein. Und sicher passen keine Drogen
zum schrankenlosen Kapitalismus bes-
ser als die beiden Stimulantien Kokain
und Amphetamin.
Über die mittel- und langfristigen Fol-
gen macht sich hierzulande höchstens
eine kleine Minderheit von ÄrztInnen
und PsychiaterInnen ernsthafte Gedan-
ken. Ecstasy soll gemäss Berichten den
Serotonin-Haushalt des menschlichen
Gehirns nachhaltig schädigen (d.h. ab
dem mittleren Alter schwere Depressio-
nen verursachen), und die eigentlichen
Amphetamine („Appetitzügler“ und das
bei Kindern therapeutisch eingesetzte

„Ritalin“) sind als Verursacher von
schwersten Entzugserscheinungen
(komplette seelische Desorganisation)
allgemein bekannt. Die kaum erträgli-
chen Depressionen, Konzentrationslük-
ken und grausamen Angstattacken nach
jedem Absetzungsversuch von echten
Amphetaminen sind aber von Seiten der
Hersteller auch nicht ganz unerwünscht:
Welche schlank und rank gebliebene
Frau mittleren Alters möchte hierzulan-
de schon vorzeitig altern, nur weil der
„sture“ Gynäkologe jetzt plötzlich den
„Anti-Adiposita“-Nachschub verwei-
gert? Welcher Gymnasiums-Frischling
möchte schon Leistungseinbussen in
Kauf nehmen, nur weil der schulpsycho-
logische Dienst jetzt plötzlich ohne syn-
thetische Chemie arbeiten will? Und
welcher leistungswillige, sozial tadellos
integrierte Mann im besten Alter möch-
te schon ein Invaliditätsrisiko eingehen,
weil er die verlangte Arbeitsleistung
ohne die Amphetamine nicht mehr brin-
gen könnte?
Sowohl die Appetitzügler (beispielswei-
se X-112 der Firma Hänseler in Heri-

sau) als auch das Ritalin sind in der
Schweiz legale Handelsware, einerseits
über die GynäkologInnen, andererseits
über die PsychiaterInnen erhältlich. Bei
längerem Missbrauch dieser eigentli-
chen Amphetamine beobachten viele
PsychiaterInnen nicht bloss eine „Stär-
kung des Ich-Bewusstseins“ der sozial
bestens integrierten, im Erwerbsleben
hyperaktiven Drogen-Gebrauchenden,
sondern eine ausgewachsene, gemein-
gefährliche Paranoia, vor allem bei jün-
geren Amphetamin-Usern. Was tun?
Wer kann diesen organisierten Wahnsinn
noch stoppen? In einer Reaganomics-
Gesellschaft, in welcher Mobbing zum
stinknormalen Arbeitsalltag gehört, fällt
natürlich eine kleine Paranoia nieman-
dem auf.
Und das gestärkte Ich-Leistungs-Be-
wusstsein ist nicht nur erwünscht, son-
dern geradezu obligatorisch. Und so
bleiben unsere hochdynamischen Men-
schen in ihren ewigen Jagdgründen nach
Geld und goldenem Schein stur bei ih-
ren appetitzügelnden Morgentropfen…

Andreas Haenni, Biochemiker MSc
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Basler Selbsthilfegruppe für SozialhilfebezügerInnen

In Basel haben wir zu zweit eine Selbst-
hilfegruppe für SozialhilfeempfängerIn-
nen gegründet. Etwas, das es bisher in
Basel noch nicht gab. Eine derartige
Gruppe entsprach insofern einem Be-
dürfnis, als die Anfragen von Betroffe-
nen nach einer Begleitung auf das Amt
immer häufiger wurden. Vor allem aber
sind die Unkenntnisse der Betroffenen
über die eigenen Rechte viel zu gross.
Viele fühlen sich nicht ernst genommen.
Der/die „SachbearbeiterIn“ ist nicht
freundlich zu ihnen, oder sie werden
belogen, nicht richtig informiert oder
unter völlig übertriebenen Druck ge-
setzt. Auch ihre Rechte werden ihnen
nicht wirklich gewährt.
Die Selbsthilfegruppe ist also ein Not-
schrei – von vielen. Die Sozialhilfebe-
zügerInnen werden vom Amt kontrol-
liert. Aber wer kontrolliert dann die an-
dere Seite, das Amt, die Sachbearbeite-
rInnen?

Gegenseitige Hilfe

Wir treffen uns im Internet-Café „Pla-
net 13“, welches ebenfalls ein soziales
Projekt von aktiven Basler Armutsbe-
troffenen ist. Die Lokalität befindet sich
direkt gegenüber der Sozialhilfebehör-
de. Ein Raum, ein paar Stühle. Mehr
braucht es nicht. Wir erklären, wozu eine
Selbsthilfegruppe nötig ist: Um sich ken-
nenzulernen, zureden und sich auszutau-
schen... – ja sicher. Aber da ist noch
mehr. Zum Beispiel das Problem, dass
jede und jeder Einzelne von uns jeweils
immer alleine zu ihrem/seinem Termin
bei der Behörde hingeht. Meistens.

Und dann sitzen wir da hinter verschlos-
sener Türe alleine mit unserem Sachbe-
arbeiter bzw. unserer Sachbearbeiterin
zusammen. Und dann wird geredet, über
dies und jenes. Und was der Sachbear-
beiter/die Sachbearbeiterin sagt, ist das
A und O von allem. Weil er/sie die Be-
hörde vertritt. Und weil er/sie die Wahr-
heit sagt. Immer. Über die Pflichten, die
man als SozialhilfebezügerIn hat. – Die
Pflichten!

Nach wem rufen?

Während einem solchen Gespräch – al-
leine und hinter verschlossener Tür –
kann aber eine ganze Menge passieren.
Machen wir als SozialhilfebezügerInnen
einen Fehler, indem wir emotional wer-
den oder unfreundlich oder gar drohend,
so greift der/die SachbearbeiterIn sehr
schnell zum Telefonhörer, um den Wach-
dienst zu rufen. Verständlich. – Ist es
aber umgekehrt, und der/die Sachbear-
beiterIn ist unfreundlich oder gar dro-
hend zu uns, nach wem können dann wir
– als SozialhilfebezügerIn – rufen?
Wir empfehlen den TeilnehmerInnen in
der Selbsthilfegruppe – wenn möglich
– niemals alleine zu einem Termin beim
Sozialamt zu gehen, sondern sich gegen-
seitig zu begleiten. Es ist ein Geben und
Nehmen, gegenseitige Hilfe. Wer eine
Begleitung dabei hat, besitzt nicht nur
seelische Unterstützung beim Termin,
sondern hat – zur Not – auch immer ei-
nen Zeugen, eine Zeugin dabei. Vor al-
lem verlaufen so die Gespräche meistens
viel freundlicher, und die Dinge klap-
pen besser als sonst. – Und wer selbst

jemanden begleitet, steht als neutrale
Person da, die die Dinge nüchtern und
als ZeugIn beobachten kann.
Repressalien gibt es deswegen keine.
Wer als SozialhilfebezügerIn jemand
anderen zum Termin begleitet, erntet von
der Behörde höchstens Respekt. Das
zeigt unsere Erfahrung deutlich. Abge-
sehen davon ist eine Begleitung (wie
eine private „Beistandschaft“) als sol-
che ein Privatrecht. Niemand darf also
jemandem verbieten wollen, dass er/sie
eine Begleitung aufs Amt mitnimmt.
Wir motivieren die Teilnehmenden der
Selbsthilfegruppe dazu. Wir erklären
ihnen ihre Rechte. Und wir sagen ihnen:
Eine aktive Solidarität – im gegenseiti-
gen Begleiten – ist immer noch besser,
als passives Mitleiden.
Das Begleiten ist die einfachste Hilfe,
die man anderen Betroffenen anbieten
kann. Der Rückhalt, die Rückendek-
kung, erfolgt immer aus der Selbsthil-
fegruppe selbst. Wir sind füreinander da,
geben uns Tipps und Ratschläge. Alle
vierzehn Tage. Wir haben schliesslich
nichts zu verlieren.
Und letztendlich nehmen wir uns das
Recht heraus, ebenfalls zu „kontrollie-
ren“. Nicht nur, dass unsere Rechte
wahrgenommen und eingehalten wer-
den, sondern wir kontrollieren die Miss-
bräuche auf Seiten der Behörden. Denn
wer, ausser uns selbst, übernimmt sonst
diesen Job?

Brigitte Schneider, Teilnehmerin der
Basler Armutskonferenz von unten,

ehemalige Präsidentin Liste 13, Basel
Graziella Ferrari, Selbsthilfegruppe

Basel

... und in Bern – KABBA
KABBA – Komitee der Arbeitslosen und Armutsbetroffenen in Bern
KABBA wurde 2006 in Bern als Verein von Arbeitslosen, SozialhilfeempfängerIn-
nen und Armutsbetroffenen gegründet.
KABBA vertritt die Interessen der Arbeitslosen und Armutsbetroffenen.
KABBA verteidigt diese Interessen solidarisch mit anderen ausgegrenzten Grup-
pen und kämpft dafür, dass Verwaltung und politische Führung ihre Entscheidun-
gen nicht mehr ohne die Mitsprache der Betroffenen fällen können.
KABBA fördert die Selbsthilfe und gegenseitige Unterstützung aller von Arbeits-
losigkeit und Armut Bedrohten und direkt oder indirekt Betroffenen.
KABBA ist ein parteipolitisch und konfessionell unabhängiger Verein, der klar auf
der Seite der Arbeitslosen und Armutsbetroffenen steht.
KABBA versteht Arbeitslosigkeit und Armut als ständige Begleiterinnen unseres
Wirtschaftssystems und als Versagen der Besitzenden in unserer bürokratisierten
Gesellschaft, welche sich zwecks Besitzstandwahrung immer repressiver gegen die
Fortsetzung auf Seite 13
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Die Welt am Abgrund: Ausbeuten und in Schach halten
Warum alle Parteien unisono auf das
gleiche Wundermittel der Sozialpoli-
tik setzen, beantwortet Kurt Wyss in
seinem neu erschienen Buch ‚Work-
fare. Sozialstaatliche Repression im
Dienst des globalisierten Kapitalis-
mus'.

Erstens: Wenn Daniela Merz, Geschäfts-
führerin der Stiftung für Arbeit in St.
Gallen, spricht, dann will sie sich zu-
nächst von allen Weicheiern von Sozi-
alarbeitenden abgrenzen: „Wir sind kein
Beschäftigungsprogramm. Wir sind eine
Firma. Bei uns gibt es leistungsabhän-
gige Löhne (angefangen bei 1000 Fran-
ken Monatslohn!), Qualitätsmanage-
ment, Boni und Kündigungen. Wir kön-
nen nicht nur so tun, als ob wir arbeiten
würden.“ (Zitat aus NZZ am Sonntag)
Sie ist die „Frau mit scheinbar grenzen-
loser Energie, mit Födle und Rückgrat“,
wie sie einmal im Magazin des Tages-
Anzeigers bezeichnet wurde.
Zweitens: Seit Januar 2008 ist die 5.-IV-
Revision in Kraft: Rentenkürzungen,
Früherfassung ab vier Wochen dauern-
der Arbeitsunfähigkeit, Mitwirkungs-
pflicht sowie Frühintervention für den
Erhalt der Restarbeitsfähigkeit (bis zu
20'000 Franken pro Fall werden inve-
stiert) erwarten uns, wenn wir das Pech
haben, gemäss IV-Kriterien nicht mehr
voll erwerbsfähig zu sein.
Drittens: Ebenfalls seit Januar 2008
kommt das verschärfte Asylgesetz zur
Anwendung, demzufolge unzählige
Menschen von der Sozialhilfe ausge-
schlossen werden und mit 8 Franken pro
Tag auskommen müssen.

Die feinen Unterschiede

Wie ist nun die Lobeshymne auf Danie-
la Merz mit den Verschärfungen in der
Invalidenversicherung sowie im Asylge-
setz verquickt? Das Wundermittel heisst
Workfare und beinahe alle politischen
Strömungen setzen darauf. Es ist also
höchste Zeit, sich mit dieser Ideologie
auseinanderzusetzen und die Hinter-
gründe zu klären, weshalb der Sozial-
staat in beinahe allen westlichen Indu-
striestaaten dergestalt umgebaut werden
konnte. Der in Zürich tätige Soziologe
und den LeserInnen dieser Zeitung all-
seits bekannte Kurt Wyss  analysiert in

seinem neuen Buch „Workfare“ konzis,
wie es dazu kam und welche feinen Un-
terschiede sich in den jeweiligen politi-
schen Strömungen ergeben, obschon alle
die gleiche Botschaft vermitteln. Es han-
delt sich hierbei um den Paradigmen-
wechsel von „Welfare“ (dem Wohl-
fahrtsstaat) zu „Workfare“ (dem staatli-
chen Disziplinierungsapparat, der einen
zwingt, eine Arbeit anzunehmen) - also
Arbeit um jeden Preis zu jedem Preis
oder schönfärberisch ausgedrückt: die
1000-Franken-Jobs, Arbeit statt Sozial-
hilfe oder Integration statt Rente.

Null-Toleranz und Workfare

Kurt Wyss zeigt anhand exemplarischer
Schriften ausgewählter Autoren auf, wie
sich die Workfare-Ideologie zunächst in
ihrer neokonservativen sowie neolibe-
ralen und später auch in der neuen sozi-
aldemokratischen Ausprägung in den
Köpfen der arbeitstätigen Menschen
festsetzen und in die Praxis umgesetzt
werden konnte. Bei der Workfare-Ideo-
logie handle es sich deshalb um eine
Ideologie im Sinne einer falschen Be-
hauptung, stellt Kurt Wyss treffend fest,
weil die massenhafte Erwerbslosigkeit
genau nicht - wie in der Ideologie un-
terstellt - primär im Verhalten der un-
mittelbar Betroffenen, sondern primär in
den Strukturen des kapitalistischen Wirt-
schaftens selber begründet liege. Und so
liegt es auf der Hand, dass die drei poli-
tischen Strömungen zwar vordergründig
als Gegenspielerinnen auftreten, hinter-
gründig jedoch sich bedingen oder gar
ergänzen. Die Neue Sozialdemokratie
setze sich vordergründig vehement ge-
gen die neokonservative Forderung nach
Kürzungen der Sozialleistungen zur
Wehr, um hinten herum und ohne zu
zögern Kürzungen dann selber zu for-
dern, wenn eine armutsbetroffene Per-
son sich dem ihr vorgeschriebenen Be-
werbungsprogramm nicht unterzieht.
Auf der anderen Seite setzen die Neo-
konservativen sich vordergründig gegen
die nach ihrer Ansicht unnützen und teu-
ren Beschäftigungsprogramme zur
Wehr, tragen deren Implementierung
jedoch mit, wenn darin Sanktionierun-
gen oder gar Einstellungen von Sozial-
leistungen fest verankert sind. Die Neo-
liberalen ihrerseits wehren sie vorder-

gründig auch gegen Schulungsprogram-
me, sind damit aber dann sofort einver-
standen, wenn es gleichzeitig zur Instal-
lierung einer allgemeinen Arbeitspflicht
auf Sozialhilfeniveau respektive zur Ein-
richtung eines Niedriglohnsektors
kommt. Diese Sozialpolitik auf allen
Ebenen im Sinne von Workfare, und dies
zeigen die oben aufgeführten Beispiele,
gehen einher mit einer verschärfenden
Strafpolitik im Sinne von Null Toleranz
(zero tolerance). So kommt Kurt Wyss
zum Schluss: „Dabei geht es in beiden
Sozialpolitiken immer um beides gleich-
zeitig,  sowohl um das In-Schach-Hal-
ten als auch um das Ausbeuten der Ärm-
sten der Gesellschaft.“ Es ist wünschens-
wert, dass das Buch eine Fortsetzung
bekommt, die sich ausschliesslich mit
dem in der Schweiz gegenwärtigen Ab-
bau des Sozialstaates bei gleichzeitigem
Ausbau des strafenden Staates befasst.
Man darf auf diese zweite Folge ge-
spannt sein.

Franz Schibli

Buchhinweis: Kurt Wyss, Workfare. Sozialstaat-
liche Repression im Dienst des globalisierten Kapi-

talismus. 2007. Edition 8. Fr. 24.-.

Fortsetzung von Seite 12:
Armutsbetroffenen wendet.
KABBA hält sich auf dem Laufenden
über öffentliche Debatten, welche die In-
teressen der Arbeitslosen und Armuts-
betroffenen berühren.

AHA – „Arbeitslose helfen Arbeitslo-
sen“
AHA ist die KABBA-Selbsthilfegrup-
pe zum Erfahrungsaustausch von Ar-
beitslosen und Armutsbetroffenen im
Umgang mit Ämtern, Versicherungen
und ArbeitgeberInnen.
Nach Absprache ist sie Arbeitslosen und
Armutsbetroffenen, die Grund zu einer
Beschwerde haben und nicht alleine
damit zurechtkommen, beim Abfassen
von Einsprachen oder bei der Wahl ei-
nes Anwalts für die Beschwerdeführung
behilflich. AHA hilft auch Arbeitslosen
und Armutsbetroffenen, den psychi-
schen Stress ihrer Situation auszuhalten.

KABBA – Komitee der Arbeitslosen
und Armutsbetroffenen

Postfach 6950, 3001 Bern,
PC: 60-137175-9 , www.kabba.ch
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Verwirklichung der Menschenrechte auch für Armutsbetroffene: Aus
dem Jahresbericht der IG Sozialhilfe 2007

Die IG Sozialhilfe setzt sich politisch seit
ihrer Gründung vor dreizehn Jahren für
die Verbesserung der Lebensqualität von
armutsbetroffenen Menschen in der
Schweiz ein. Zwischen In- und Auslän-
derInnen wird nicht unterschieden. Das
Besondere der IG Sozialhilfe ist die
Zusammen- und Mitarbeit von Armuts-
betroffenen auf allen Ebenen. Die IG
Sozialhilfe ist ein politisch und konfes-
sionell unabhängiger gemeinnütziger (d.
h. also auch steuerbefreiter) Verein und
finanziert sich ausschliesslich durch pri-
vate Spenden. Sämtliche Leistungen und
Aktivitäten der IG Sozialhilfe beruhen
auf Unabhängigkeit und gegenseitiger
Freiwilligkeit. Die IG Sozialhilfe steht
jedoch politisch klar auf der Seite der
Armutsbetroffenen und ist frei von staat-
lichen Leistungsaufträgen.
Ein wesentlicher Teil der Aktivitäten der
IG Sozialhilfe wird durch ehrenamtliche
solidarische Arbeit geleistet: Sowohl
qualifizierte Fachpersonen wie auch
Armutsbetroffene setzten sich engagiert
für die Anliegen des Vereins ein. Beson-
deren Dank verdienen deshalb die vie-
len Freiwilligen, deren Einsätze aufge-
rechnet über 600 Arbeitsstunden betra-
gen. Insbesondere die Öffentlichkeits-
arbeit (Veranstaltungen, die Gestaltung
sowie Koordination unserer Website und
die Produktion der IG Sozialhilfe-Zei-
tung) wird durch solidarische Arbeit
geleistet.

Soziale Begleitung und Betreuung

Der grösste Bereich unseres Vereins ist
die Unterstützung und Begleitung von
armutsbetroffenen, chronisch kranken
SozialhilfebezügerInnen und IV-Rent-
nerInnen. Viele dieser Menschen leben
seit Ihrer Kindheit sehr arm und waren
nie gesellschaftlich integriert, sodass sie
immer wieder durch alle sozialen Netze
fallen.
Um medizinische Behandlung zu ge-
währen, sind persönliche Begleitungen
erforderlich, weil mehrfach Kranke dies
oft nicht allein schaffen oder dafür zu
wenig tragfähige Beziehungen zu ande-
ren Menschen haben. Ebenso sind die
Schwellen für diese Menschen bei der
öffentlichen Sozialhilfe viel zu hoch,

wie das nachfolgende Beispiel eines E-
Mails zeigt.

Ein Hilferuf aus dem Jahr 2007:
„hallo
du ich weis nöd wie ich das schaffe
söt. ich chume vom RAV für de
nächscht monat wieder kei geld über.
und de sozi gid au kei geld meh. ich
han scho wieder nüt meh zum esse
und han au bald kei strom meh. und
ich kahn mehr nödemall billet für rav
zahle. wie söl ich so überlebe, han
kei chance so. ich kan nüt mehr kau-
fe, und es fehled mir so viel sache.
han kei waschmittel meh für kleider
kahn allso au mini kleider nümme
wäsche. und abwaschmitel alles fehlt
mir ich gang so voll kapputtt. ich bin
uf mini nachbare und kolleg a gwis-
se das sie mir esse zahlet. das isch
doch keis normall lebe. bitte lug das
mir helfed, ich kahn nümme lang so
witer mach. bitte lug doch das mir
de sozi geld gid ich dreh suscht würk-
lich mall no dure. jede tag han ich de
glichi kampf de kampf zum überle-
be. das isch doch keis lebe. jetzt han
ich no strom darum han ich dir jetzt
scho welle schriebe, wil i ca. zwöi
stund schaltet er ab und ich weis nöd
wo ich no geld kahn uslehne han
überall schulde und lüt wen langsam
nümme warte. darum ich chume si-
cher nirgedns geld über. bitte meld
dich doch mal. Gruss“

Dieser 27-jährige Mann, Schweizer, der
der IG Sozialhilfe dieses E-Mail schrieb,
ist seit seiner Jugend Vollwaise. Als Kind
wurde er oft zwischen Elternhaus und
Kinderheimen herumgeschoben. Eben-
falls im Kindesalter lag er aufgrund ei-
nes schweren Autounfalls über längere
Zeit im Koma. Noch heute leidet er so-
wohl physisch als auch psychisch an den
Spätfolgen dieses Unfalls. So ist er we-
der in der Lage, erwerbstätig zu sein,
noch den Ansprüchen der staatlichen
Ämter zu genügen. Um ihm die nötige
Unterstützung zu gewähren, organisier-
te die IG Sozialhilfe eine psychiatrische
Behandlung. Aufgrund der psychiatri-
schen Diagnose wurde ihm ein Arzt-

zeugnis ausgestellt, das ihm Arbeitsun-
fähigkeit attestierte. Der von der IG So-
zialhilfe ebenfalls engagierte Anwalt
konnte somit die Rechtsansprüche des
Mannes beim Sozialamt geltend ma-
chen. Der IG Soziahilfe-Betreuer hilft
ihm, die Termine einzuhalten und be-
gleitet ihn zum Arzt, Psychiater, Anwalt
oder zum Sozialarbeiter des Sozialam-
tes. Dem 27-Jährigen bedeutet der IG
Sozialhilfe-Betreuer enorm viel. Auch
hier zeigt es sich, dass der Betreuer oft
die einzige vertrauenswürdige Bezugs-
person für den Armutsbetroffenen ist.
Ein Dutzend Menschen, die folgende
Kriterien erfüllten, betreute die IG So-
zialhilfe im Jahre 07: der eigene
Wunsch, begleitet zu werden; das Le-
ben verbessern zu wollen; fehlende per-
sönliche Ressourcen für andere Betreu-
ungsangebote; chronifizierte physische
und psychische Krankheit; über mehre-
re Jahre lang Erwerbsarbeitsunfähigkeit;
Opfer von sexueller Ausbeutung / bra-
chialer Gewalt; keine tragenden Fami-
lienangehörige und/oder FreundInnen;
kein stützendes soziales Umfeld; beste-
hende oder bevorstehende Verwahrlo-
sung und Verelendung.
Auch viele armutsbetroffene Frauen in
der Schweiz leben noch immer in ent-
würdigenden Lebenssituationen. Von
Gleichstellung, sozialer und ökonomi-
scher Emanzipation profitiert meistens
nur derjenige Teil der Frauen, die in pri-
vilegierten sozioökonomischen Verhält-
nissen leben. Frauen aus unteren sozia-
len Milieus, insbesondere allein erzie-
hende Mütter, sind oft gezwungen, weit
über ihre Kräfte zu arbeiten und betrei-
ben für ihre Existenzsicherung im wört-
lichen Sinne gesundheitlichen Raubbau.
Zudem waren oder sind sie brachialer
(sexueller) Gewalt schutzlos ausgelie-
fert. Diese Traumen wurden in der Re-
gel nie behandelt, weil die materiellen
wie auch psychosozialen Voraussetzun-
gen dafür fehl(t)en. Das Leben dieser
Frauen bestand aus Arbeit, Verpflich-
tung, persönlichem Verzicht und Erdul-
dung: Sie hatten kaum Kraft, ihr Selbst-
bewusstsein und Selbstwertgefühl zu
entwickeln. Ihr Überlebenskampf für die
Familie stand an vorderster Stelle. Die-
sen Frauen gelingt es auch Jahre danach
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oft nicht, ihre Rechte wahrzunehmen
oder für ihre Gesundheit zu sorgen: Sie
leiden unter psychischen Störungen,
chronischen körperlichen Krankheiten,
gynäkologischen Problemen, rheumati-
schen Erkrankungen, Schmerzsyndro-
men usw. Not und Schmerz bestimmen
ihr Leben.
Ziele der Langzeitbegleitung in derarti-
gen Fällen ist die konkrete, individuelle
Umsetzung der gesundheitlichen und
sozialen Menschenrechte: Das heisst,
die umfassende Verbesserung und Sta-
bilisierung der gesundheitlichen, psychi-
schen sowie sozialen Lebenssituation
dieser Frauen und ihrer Kinder. Im Ge-
gensatz zu anderen Institutionen ist die
persönliche Bezugsperson der IG Sozi-
alhilfe für sämtliche Bereiche der gan-
zen Familie zuständig.

Ein Kreis von armutsbetroffenen Men-
schen, Familien wie Einzelpersonen, aus
verschiedenen Regionen der Schweiz
melden sich bei der IG Sozialhilfe re-
gelmässig, weil sie wissen, dass jemand
da ist für sie - als ihre langjährige Ver-
trauens- und Bezugsperson. Seit Jahren
sind die IG Sozialhilfe-BetreuerInnen
mit ihnen in regelmässigem, berateri-
schem Kontakt. Sehr intensive Betreu-
ungen mit zum Teil auch Kriseninterven-
tionen (insbesondere dann, wenn die
Betreffenden mit ihrer persönlichen Si-
tuation überfordert sind) wechseln sich
mit einigermassen stabilen Zeiten ab, in
denen neu auftauchende Probleme be-
sprochen werden möchten. Diese kon-
tinuierliche Unterstützung wirkt stabi-
lisierend, und es ist für diese Menschen
äusserst wichtig zu wissen, dass sie in
ihrer Not nicht allein gelassen werden
und jederzeit Hilfe holen dürfen.
Im Rahmen der diversen Begleitungen
und Betreuungen gibt es immer wieder
rechtliche Fragen, die es zu klären gilt.
Oft sind Einsprachen oder Rekurse im
Bereich der IV und der Soziahilfe not-
wendig, um die Rechte der Armutsbe-
troffenen durchzusetzen.

Menschenwürdiges Wohnen - selbst-
bestimmtes Wohnen

Einige armutsbetroffene Menschen, die
bei uns Hilfe suchten, waren obdachlos.
Um Obdachlose zu MieterInnen werden
zu lassen, haben wir das Menschenwür-
dige Wohnen aufgebaut. Aufgrund von
Obdachlosigkeit (d. h. also ohne einen

gemeldeten Wohnsitz) können Armuts-
betroffene ihren Anspruch auf Soziallei-
stungen, IV-Rente, Zusatzleistung oder
Sozialhilfe verlieren oder gar keine Lei-
stungen bekommen, weil es ohne einen
festen Wohnsitz keine Sozialleistungen
gibt. Dies hat zur Folge, dass ohne So-
zialleistungen auch keine Krankenver-
sicherung abgeschlossen werden kann
und medizinische Behandlungen enorm
erschwert werden. Damit solche Men-
schen nicht verelenden oder gar vorzei-
tig sterben, ist Menschenwürdiges Woh-
nen von grundlegender Bedeutung. Die-
ses Jahr gab es keinen Wechsel von Mie-
terInnen: Insgesamt lebten neun Perso-
nen in unseren acht Kleinwohnungen.
Im Laufe des Jahres hat die IG Sozial-
hilfe für ein Paar, das in einer Kleinwoh-
nung lebte, eine Dreizimmerwohnung
hinzu mieten können. Die frei werden-
de Wohnung konnte an eine Frau ver-
mittelt werden, die bis anhin in äusserst
prekären Verhältnissen wohnen musste.
Voraussetzung für das Wohnen im Pro-
jekt der IG Sozialhilfe ist die sozioöko-
nomische Situation: Grundsätzlich soll-
ten die zukünftigen MieterInnen An-
spruch auf Sozialhilfe, Leistungen der
Invalidenversicherung oder auf Zusatz-
leistungen haben. Ebenso müssen sie
einwilligen, dass die IG Sozialhilfe ihre
Finanzverwaltung übernimmt, damit si-
chergestellt werden kann, dass die Mie-
ten, die von den Ämtern bezahlt wer-
den, auch tatsächlich für Mieten ge-
braucht werden.

Materielle Direkthilfe

Grundsätzlich leisten wir nur materielle
Direkthilfe an Menschen, die durch ihre
Krankheit und/oder Behinderung gar
keine Möglichkeit haben, zusätzlich zu
neuen finanziellen Mitteln zu gelangen.
Das heisst also, dass die IG Sozialhilfe
nur dort materielle Direkthilfe gewährt,
wo sämtliche andere Unterstützungs-
und Rechtsansprüche ausgeschöpft sind.
Materielle Direkthilfe der IG Sozialhil-
fe trägt dann immer zu einer spürbaren
Verbesserung der Lebensqualität der
unterstützten Personen bei. Selbstver-
ständlich klärt die IG Sozialhilfe vorgän-
gig die finanzielle Situation genauestens
ab. Der IG Sozialhilfe ist es auch dieses
Jahr wieder gelungen, einen Teil der
materiellen Direkthilfe durch Gesuche
an Hilfswerke und Stiftungen zurücker-
stattet zu bekommen.

Öffentlichkeitsarbeit

Die Website: www.ig-sozialhilfe.ch: Im
Februar 2007 wurde die Website der IG
Sozialhilfe in ehrenamtlicher Solidari-
tätsarbeit völlig neu gestaltet: Durch-
schnittlich besuchten uns jeden Tag über
zwanzig Interessierte.
Die IG Sozialhilfe-Zeitung: Wie jedes
Jahr erschien die IG Sozialhilfe-Zeitung
anlässlich des 1. Mai mit grundsätzli-
chen Stellungnahmen zur Sozialpolitik.
Schwerpunkt der Zeitung war die fünf-
te IV-Revision sowie die Sparpolitik, die
nicht davor zurückschreckt, die Armuts-
betroffenen auch noch zu Sündenbök-
ken zu stempeln. Die Zeitung, Nummer
zwölf, kann weiterhin bestellt werden.
Am ersten Verkaufstag gelang den Mit-
gliedern und SympathisantInnen der IG
Sozialhilfe ein sehr grosser Erfolg: Ge-
gen 1'000 Zeitungen wurden in 21 Städ-
ten verkauft.
Beziehungen zu anderen Betroffenen-
Organisationen: Die IG Sozialhilfe hat
dieses Jahr mit dem KABBA, dem Ko-
mitee der Arbeitslosen und Armutsbe-
troffenen Bern, eine solidarisch-freund-
schaftliche Beziehung aufgebaut: Erstes
Ergebnis ist der gemeinsame Auftritt in
Bern vor dem Bundeshaus am 17. Ok-
tober 2007, anlässlich des Welttags zur
Überwindung von Armut.
Solidarisch-freundschaftliche Beziehun-
gen pflegt die IG Sozialhilfe seit Jahren
mit der Selbsthilfegruppe von Sozialhil-
febezügerInnen und IV-RentnerInnen
aus Basel.
Auch diese Gruppe nahm an der Veran-
staltung am 17. Oktober 2007 in Bern
teil. Mit SPAR (der Schweizerischen
Plattform für Armutsbetroffene), die die-
ses Jahr entstanden ist, ist die IG Sozi-
alhilfe regelmässig in Kontakt.
Öffentliche Auftritte der IG Sozialhilfe/
Veranstaltungen: Um Lobby- und poli-
tische Unterstützungsarbeit für Armuts-
betroffene und Behinderte leisten sowie
über konkrete Lebenssituationen und
Sichtweisen von Armutsbetroffenen be-
richten zu können, wurden Mitglieder
der IG Sozialhilfe zu zahlreichen Anläs-
sen eingeladen.
Darüber hinaus führte die IG Sozialhil-
fe auch eigene Veranstaltungen durch
oder beteiligte sich an sozialpolitischen
Tagungen, um ihre Perspektive einzu-
bringen.

Branka Goldstein,
Präsidentin der IG Sozialhilfe
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Matronats- und Patronatskomitee der IG Sozialhilfe

Folgende Persönlichkeiten unterstützen die Tätigkeit der IG Sozialhilfe:

Abt Urs, dipl. Psychologe, Maur/ZH * Baeriswyl Michel, Dr. phil., Kulturphilosoph, Sozialpsychologe,
Embrach/ZH * Bänziger-Müller Suzanne, Schulleiterin, Rufi/ZH * Beck-Kadima Muriel , lic. iur., Juristin,
Menschenrechtsbeauftragte, Ipsach/BE * Bolli Karl , Dr. med., Niederweningen/ZH * Bossart Rolf, Redak-
tor Neue Wege, St. Gallen * Bühlmann Cécile, Alt-Nationalrätin, Luzern * de Baan Verena, Supervisorin
und Organisationsberaterin, Zürich * Etter Urs, Dr. theol., Männedorf/ZH * Furrer Hans, Dr. phil., Erwach-
senenbildner, Boll/BE * Giovanelli-Blocher Judith, Autorin, Supervisorin, Biel * Goll Christine, National-
rätin, Erwachsenenbildnerin, Präsidentin VPOD, Zürich * Grünenfelder Rico, lic. phil I, Soziologe, Infor-
matiker * Gubser Yasmin, Rechtsanwältin, Zürich * Gyr Christian , Umweltfachmann, dipl. natw. ETH,
Bottmingen, BL * Häner Urs, Leiter Arbeitslosen-Treff, Luzern * Hanhart Dieter, Dr. phil., Psychologe,
Männedorf/ZH * Heusser Pierre, Dr. iur., Rechtsanwalt, Zürich * Huonker Renata, lic.phil., Pfarrerin, Zü-
rich * Huonker Thomas, Dr. phil., Historiker, Zürich * Hurni-Caille Louisette, Vorstandsmitglied der Schweiz.
Sektion „Défense des Enfants International“, Bern * Jäggi Christian, Dr. phil., Ethnologe, Leiter Kommuni-
kationsforschung Meggen/LU * Jegge Jürg, Leiter Märtplatz, Rorbas/ZH * Joos Yvonne, Theologin, St.
Gallen * Koller Erwin , Dr. theol. Journalist, Uster * Leuthard Esther, soz.-päd. Familienbegleiterin, Psy-
choanalytikerin, Zürich * Lieberherr Nicole, Treuhänderin, Opfikon * Mäder Ueli, Prof. Dr., Soziologe,
Basel * Maggi Bruno, prakt. Arzt, Zürich * Meili M. , Dr. med., Arzt, Zürich * Mezger Eva, Journalistin,
Zürich * Münch Annelies, Sozialpädagogin, Prof. Fachhochschule für Soziale Arbeit, Basel * Näf Thomas,
Präsident KABBA, Ausbilder SVEB, Bern * Nikol-Frutiger Hans , lic. phil., Theologe, Vizepräsident Caritas
AG, Zofingen * Oertle Daniel, Dr. med. Zürich * Prelicz-Huber Katharina , Kantonsrätin, Dozentin für
Soziale Arbeit, Gemeinderätin, Zürich * Ragaller Ina, Rechtsanwältin, Zürich * Rechsteiner Paul, National-
rat, Präsident des Schweiz. Gewerkschaftsbundes, St. Gallen * Roth Marianne, PR Beraterin, Zürich * Rumpf
Bernhard, Soziologe, Projektkoordinator, Zürich * Schaub-Römer Christian, Dr. med. Psychiater, Winter-
thur * Schenkel Marianne, Ärztin, Zürich * Schibli Franz, Theologe, Sozialarbeiter, St. Gallen * Schmid
Regula, Pfarrerin, Horgen/ZH * Schmidlin-Onofri Alois , dipl. Sozialarbeiter, Schaffhausen * Schöpfer Fe-
lix , Rechtsanwalt, Zürich * Schwyn Christine, lic. Phil., Sozialpsychologin, Embrach/ZH * Seidenberg An-
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